
Sonderurlaub für Jugendleite‑
rinnen & ‑leiter
Der Nds. Landtag hat mit dem „Gesetz über die Arbeits­
befreiung für Zwecke der Jugendpflege und des Jugend­
sports” vom 30. Juni 1962 die Notwendigkeit eines 
Sonderurlaubs für ehrenamtlich Tätige anerkannt. In der 
Begründung zur Gesetzesvorlage durch die Regierung hieß 
es: Durch Selbsterziehung und Gemeinschaftserlebnis, 
durch Bildungsarbeit und Hinführung junger Menschen zu 
staatsbürgerlichem Verantwortungsbewußtsein können 
die Jugendgemeinschaften die Erziehungskräfte von 
Elternhaus, Schule und Kirche wertvoll ergänzen. Aus 
dieser Erkenntnis fördern Staat und kommunale Gebiets­
körperschaften die Arbeit der Jugendgemeinschaften 
schon seit Jahren mit nicht unerheblichen Mitteln. Diese 
Förderungsmaßnahmen zielen im wesentlichen darauf ab, 
die Jugendgemeinschaften in den Stand zu versetzen, die 
von ihnen freiwillig übernommenen Erziehungsaufgaben 
so zu erfüllen, wie es dem wohlverstandenen Interesse 
der heranwachsenden Jugend entspricht.

Für welchen Bereich gilt das Gesetz?

Das Gesetz verpflichtet alle niedersächsischen Arbeit­
geber, danach zu handeln. Dagegen können Beamte/
Beamtinnen und Angestellte von Bundesbehörden, die 
in Niedersachsen ihren Sitz haben, das Gesetz nicht in  
Anspruch nehmen. Für sie gelten bundesgesetzliche 
Regelungen.

Das Gesetz gibt allen Jugendleitern bzw. Jugendleite­
rinnen, die bei einem privaten Arbeitgeber beschäftigt 
sind, einen Rechtsanspruch auf Arbeitsbefreiung, wenn 
die im Gesetz vorgeschriebenen Voraussetzungen erfüllt 
sind. Ausdrücklich werden auch die ehrenamtlichen 
Jugendleiter bzw. Jugendleiterinnen, die als Beamte/
Beamtinnen, Richter/Richterinnen, Angestellte oder 
Arbeiter/Arbeiterinnen im öffentlichen Dienst beschäftigt 
sind, in den Kreis der Anspruchsberechtigten einbe­
zogen. Weitergehende Vorschriften des öffentlichen 
Dienstrechts bleiben jedoch hiervon unberührt. Es ist 
unzutreffend, wenn behauptet wird, daß nur behördliche 
Arbeitnehmer bzw. Arbeitnehmerinnen Arbeitsbefreiung 
erhalten können. Dieses Gesetz ist ausdrücklich für den 
privaten Bereich geschaffen worden.

Welcher Personenkreis hat Anspruch  
auf Arbeitsbefreiung?

Das Gesetz bezeichnet ausdrücklich die „in der Jugend­
pflege und im Sport ehrenamtlich tätigen Leiter von 
Jugendgruppen und deren Helfer (Jugendleiter)” als 
anspruchsberechtigt.

Es ist selbstverständlich, daß durch dieses Gesetz nicht 
irgendwelchen Personen, die sich einen Vorteil verschaf­
fen wollen, ein Urlaub ermöglicht werden soll. Deshalb 
knüpft das Gesetz einige Voraussetzungen an die Gewäh­
rung von Arbeitsbefreiung.

Ist ein Mindestalter vorgeschrieben?

Im Gegensatz zu den Bestimmungen in anderen Bundes­
ländern ist im niedersächsischen Gesetz kein Mindestal­
ter vorgesehen. 

Der Erlaß zum Amtlichen Ausweis für Jugendleiter und 
Jugendleiterinnen setzt jedoch die Erreichung des 16. 
Lebensjahres voraus. In besonders begründeten Aus­
nahmefällen kann der Jugendleiter-innenausweis im Alter 
von 15 Jahren erteilt werden. Insoweit wird auch ein Min­
destalter für die Inanspruchnahme des Gesetzes verlangt.

Für welche Veranstaltungen kann  
Arbeitsbefreiung gewährt werden?

1.	 Für die leitende oder helfende Tätigkeit bei Freizeit- und 
-Sportveranstaltungen mit Kindern und Jugendlichen, 
bei Reisen und Wanderungen von Jugendgruppen 
sowie bei sonstigen Veranstaltungen, zu denen Kinder 
und Jugendliche in Zeltlagern, Jugendherbergen, 
Jugendheimen oder ähnlichen Einrichtungen zusam­
menkommen.

2.	 Für die Teilnahme an Arbeitstagungen, Lehrgängen 
und Kursen zu ihrer Ausbildung, Fortbildung und 
Unterrichtung in Fragen der Jugendpflege und des 
Sports.

3.	 Für Veranstaltungen, die der gesamtdeutschen und 
internationalen Begegnung Jugendlicher dienen.

4.	 Für die besondere Betreuung von Kindern und Jugend­
lichen bei Veranstaltungen der Familienbildung und 
-erholung.

Unter welchen Voraussetzungen kann  
Arbeitsbefreiung gewährt werden?

1.	 Die Jugendleiter und Jugendleiterinnen müssen 
Inhaber-innen eines Jugendleiter-innenausweises 
sein oder an einer Veranstaltung teilnehmen, die zum 
Erwerb des Jugendleiter-innenausweises führt.

2.	 Die Veranstaltung, zu der die Arbeitsbefreiung in 
Anspruch genommen wird, muß von einer Behörde, 
einem Jugend- oder Sportverband oder einer Verei­
nigung der Jugendwohlfahrt durchgeführt werden. 
Veranstaltungen, die nicht von einer Behörde durch­
geführt werden, müssen außerdem von der für 
den Sitz des Veranstalters zuständigen Behörde als 
förderungswürdig anerkannt sein.

3.	 Der Arbeitsbefreiung darf kein dringendes betrieb­
liches Interesse des Arbeitgebers entgegenstehen.

Es müssen schwerwiegende Gründe sein, die eine Ableh­
nung begründen. Die Ablehnung darf aber nur erfolgen, 
wenn der Betriebsrat ‑ in öffentlichen Verwaltungen der 
Personalrat ‑ mitgewirkt hat. Das Gesetz spricht nur von 
vorheriger Beratung. Eine Zustimmung oder Ablehnung 
des Betriebsrates (Personalrates) ist nicht erforderlich.
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Was ist der Unterschied zwischen  
Arbeitsbefreiung und Dienstbefreiung?

Das Gesetz vermeidet im Gegensatz zu den Gesetzen in 
den anderen Bundesländern das Wort „Sonderurlaub”. 
Urlaub bedeutet Freistellung von der Arbeit unter Weiter­
zahlung eines Urlaubslohnes bzw. eines Urlaubsgehalts. 
Das niedersächsische Gesetz spricht von Arbeitsbefrei­
ung.  Es gibt einen Rechtsanspruch auf Freistellung, über­
läßt es aber dem Arbeitgeber, ob er Lohn oder Gehalt 
weiterzahlen will.

Demgegenüber gibt es im öffentlichen Dienst Dienstbe­
freiung für bestimmte Veranstaltungen. Für diese Zeit 
können die Dienstbezüge weitergezahlt werden. Es ist 
allerdings fraglich, ob die Dienstherren für Veranstal­
tungen der Jugendpflege und des Jugendsports für 
ihre Beschäftigten Dienstbefreiung erteilen, so daß die 
Jugendleiter bzw. Jugendleiterinnen, die aus dem öffent­
lichen Dienst kommen, ebenfalls Arbeitsbefreiung nach 
diesem Gesetz in Anspruch nehmen müssen.

Wieviel Tage Arbeitsbefreiung können  
nach dem Gesetz gewährt werden?

Der Anspruch auf Arbeitsbefreiung besteht für höch­
stens zwölf Werktage im Kalenderjahr. Selbstverständlich 
können von vornherein weniger Tage beantragt werden. 
Das Gesetz läßt aber nur zu, daß Arbeitsbefreiung auf 
höchstens drei Veranstaltungen im Jahr verteilt werden 
kann. Werden zwölf Werktage in Anspruch genommen, 
so erlischt der Anspruch mit Ablauf des Jahres. Er ist 
nicht übertragbar auf das nächste Jahr. Im neuen Jahr 
entsteht wieder ein Anspruch auf zwölf Werktage.

Wer muß die Arbeitsbefreiung beantragen?

Arbeitsbefreiung wird nur aufgrund eines Antrages 
gewährt. Der Antrag ist vom Jugendleiter bzw. der 
Jugendleiterin persönlich zu stellen. Der Arbeitgeber ist 
aber berechtigt, einen Nachweis darüber zu verlangen, 
daß die Veranstaltung von einer Behörde durchgeführt 
wird oder von der zuständigen Behörde als förderungs­
würdig im Sinne § 1 Abs. 3 Satz 2 des Gesetzes anerkannt 
worden ist. Zuständige Behörde sind die Jugendämter 
der Landkreise und kreisfreien Städte sowie der kreisan­
gehörigen Städte. Damit soll jeder Mißbrauch ausge­
schlossen werden.

Welche Fristen sind zu beachten?

Der Antrag auf Arbeitsbefreiung ist dem Arbeitgeber 
spätestens einen Monat vor Beginn der Arbeitsbefreiung 
vorzulegen. Es empfiehlt sich, die Frist einzuhalten, damit 
nicht aus formellen Gründen der Antrag auf Arbeitsbe­
freiung der Ablehnung verfällt.

Für die Beibringung des Nachweises der Förderungs­
würdigkeit gilt diese Frist nicht unbedingt; der Nachweis 
kann auch noch bis zur Gewährung der Arbeitsbefreiung 
geführt werden.

Dürfen dem Jugendleiter bzw. der  
Jugendleiterin Nachteile daraus entstehen?

Das Gesetz gibt einen Rechtsanspruch auf Arbeits­
befreiung und hebt ausdrücklich hervor, daß dem 
Jugendleiter bzw. der Jugendleiterin aus der Inanspruch­
nahme dieses Gesetzes keine Nachteile in seinem/ihrem 
Beschäftigungsverhältnis erwachsen dürfen. Das gilt 
auch für die Berechnung der Dauer des Beschäftigungs­
verhältnisses. Aber auch andere Benachteiligungen, wie 
Arbeitsplatzwechsel, Benachteiligung bei der Zahlung von 
Gratifikationen oder vorzeitige Entlassung, dürfen dem 
Jugendleiter bzw. der Jugendleiterin nicht entstehen. Es 
soll aber nicht verkannt werden, daß die Arbeitsbefreiung 
nicht immer ohne Schwierigkeiten abgehen wird, weil nicht 
alle Arbeitgeber für die Notwendigkeit der Jugendarbeit 
aufgeschlossen sind. Es muß deshalb dem Jugendleiter 
bzw. der Jugendleiterin überlassen bleiben, ob er/sie von 
der gesetzgeberischen Möglichkeit Gebrauch machen will.



Soldateninnen- und Soldatenur-
laubsverordnung - SUV
(i.d.F. vom 14.5.97 ‑ Bundesgesetzblatt, Seite 1134; zuletzt 
geändert durch Artikel 1 V. v. 25.01.2008 BGBl. I S. 97; 
Geltung ab 15.10.1972)

Nach § 9 der Soldatenurlaubsverordnung vom 14.5.97 
(BGBl. I S. 1134) gelten für den Sonderurlaub der Sol‑
daten grundsätzlich die Vorschriften für Bundes‑
beamtinnen und Bundesbeamte. Nach den gültigen 
Ausführungsbestimmungen wird Sonderurlaub unter 
Belassung der Geld- und Sachbezüge gewährt für die 
Teilnahme an Lehrgängen, die der Ausbildung zum Grup‑
penleiter dienen und für Tätigkeiten ehrenamtlicher Grup‑
penleiter, wenn die Lehrgänge oder Veranstaltungen von 
Trägern der öffentlichen Jugendhilfe oder anerkannten 
Trägern der freien Jugendhilfe durchgeführt werden. 
Die Dauer des Sonderurlaubs entspricht der Sonder
urlaubsverordnung für Bundesbeamte, Angestellte und 
Lohnempfänger des Bundes.

Sonderurlaub für Zivildienstlei-
stende
Der Leitfaden für die Durchführung des Zivildienstes 
des Bundesamtes für den Zivildienst regelt in Abschnitt 
E 5 den Sonderurlaub unter Belassung der Geld- und 
Sachbezüge.

Nach Nr. 2.1.3 kann dem Dienstleistenden Sonderurlaub 
unter Belassung der Geld- und Sachbezüge gewährt 
werden, wenn dienstliche Gründe nicht entgegenstehen, 
für die Teilnahme an Lehrgängen, die der Ausbildung 
zum Jugendgruppenleiter dienen, und für die Tätigkeit 
als ehrenamtlicher Jugendgruppenleiter, wenn die Lehr‑
gänge oder Veranstaltungen von Trägern der öffentli‑
chen Jugendhilfe oder anerkannten Trägern der freien 
Jugendhilfe (§ 75 des Achten Buches Sozialgesetzbuch 
- BGBl. 1998 I S. 3546) durchgeführt werden.

Als Träger der freien Jugendhilfe kommen in Frage:

-	 freie Vereinigungen der Jugendwohlfahrt

-	 Jugendverbände und sonstige Jugendgemeinschaf‑
ten

- 	 Juristische Personen, deren Zweck es ist, die Jugend‑
wohlfahrt zu fördern

- 	 Verbände der freien Wohlfahrtspflege auf Bundese‑
bene

-	 die Kirchen und sonstige Religionsgemeinschaften 
des öffentlichen Rechts.

Zur Teilnahme an Veranstaltungen von anderen als den 
oben genannten Trägern kann nur Urlaub unter Wegfall 
der Geld- und Sachbezüge gewährt werden.
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Freistellung vom Unterricht für 
Zwecke der Jugendpflege und des 
Jugendsports
Mit Erlaß vom 5. Juni 1991 (AZ: 5014-51 704 H) hat das 
Niedersächsische Kultusministerium die positive Wir-
kung des ehrenamtlichen Engagements in der Jugend-
arbeit gewürdigt und für Zwecke der Jugendpflege 
und des Jugendsports die Freistellung vom Unterricht 
empfohlen. In dem Erlaß heißt es:

Das ehrenamtliche Engagement junger Menschen im 
Bereich der Jugendarbeit wirkt sich in der Regel im spä-
teren Leben positiv aus, indem es auf die Übernahme von 
Verantwortung in Schule, Beruf und Politik vorbereitet. 
Nicht zuletzt die Jugendministerkonferenz hat sich daher 
wiederholt für  die  Förderung und Stärkung des ehren-
amtlichen Engagements ausgesprochen.

Die ehrenamtliche Tätigkeit junger Menschen bei einem 
Jugendverband ist deshalb grundsätzlich auch von den 
Schulen zu unterstützen und zu fördern. Ich befürworte 
daher durchaus die Teilnahme von Schüler-innen an Ver-
anstaltungen der Jugendverbände.

Veranstaltungen auf der örtlichen Ebene sollten aller-
dings in der Regel an schulfreien Samstagen durchge-
führt werden.

Bei Veranstaltungen von Jugendorganisationen auf der 
Landesebene (an Samstagen) jedoch muß in Kauf genom-
men werden, daß sie nicht bei allen Teilnehmer-inne-n auf 
einen schulfreien Samstag fallen können. In diesen Fällen 
sollte in der Regel eine Freistellung vom Unterricht erfol-
gen, zumal jährlich lediglich rd. 1 % der Schüler-innen an 
Realschulen und Gymnasien betroffen sind. Eine Unter-
richtung der zuständigen Stellen in diesem Sinne habe 
ich veranlaßt.



Arbeitsbefreiung für Zwecke der 
Jugendpflege und des Jugend­
sports
Gesetz über die Arbeitsbefreiung für Zwecke der 
Jugendpflege und des Jugendsports (vom 29.06.1962 
- Nds. GVBl. Nr. 15/62 – geändert durch das Gesetz 
zur Änderung des Gesetzes über die Arbeitsbe-
freiung für Zwecke der Jugendpflege und des 
Jugendsports vom 25.05.1980 ‑ Nds. GVBl. Nr.19/80) 

§ 1

(1)	 Den in der Jugendpflege und im Sport ehrenamtlich 
tätigen Leitern von Jugendgruppen und deren Helfern 
(Jugendgruppenleitern), die bei einem privaten Arbei­
tgeber beschäftigt sind, ist unter Voraussetzungen der 
Absätze 2 bis 4 Arbeitsbefreiung zu gewähren für

1.	 die leitende oder helfende Tätigkeit bei Freizeit- und 
Sportveranstaltungen mit Kindern und Jugendlichen, 
bei Reisen und Wanderungen von Jugendgruppen 
sowie bei sonstigen Veranstaltungen, zu denen Kinder 
und Jugendliche in Zeltlagern, Jugendherbergen, 
Jugendheimen oder ähnlichen Einrichtungen zusam­
menkommen;

2.	 die Teilnahme an Arbeitstagungen, Lehrgängen und 
Kursen zu ihrer Ausbildung, Fortbildung und Unterrich­
tung in Fragen der Jugendpflege und des Sports;

3.	 Veranstaltungen, die der gesamtdeutschen und inter­
nationalen Begegnung Jugendlicher dienen;

4.	 die besondere Betreuung von Kindern und Jugend­
lichen bei Veranstaltungen der Familienbildung und 
-erholung.

(2)	 Die Jugendgruppenleiter müssen Inhaber eines 
Jugendgruppenleiterausweises sein, den die für ihren 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt zuständige 
Behörde ausgestellt hat, es sei denn, sie nehmen an einer 
Veranstaltung im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 teil, die zum 
Erwerb des Jugendgruppenleiterausweises führt.

(3)	 Die Veranstaltung, für die die Arbeitsbefreiung in 
Anspruch genommen wird, muß von einer Behörde, Kirche, 
einem Mitgliedsverband der Landesarbeitsgemeinschaft 
der freien Wohlfahrtspflege in Niedersachsen oder von 
einem gemäß § 9 des Gesetzes für Jugendwohlfahrt in 
Verbindung mit § 17 des Gesetzes zur Ausführung des 
Gesetzes für Jugendwohlfahrt anerkannten Träger der 
freien Jugendhilfe oder einem dem Landessportbund 
Niedersachsen angehörenden Sportverband durchge­
führt werden. Veranstaltungen anderer Träger müssen 
von der für den Sitz des Veranstalters zuständigen 
Behörde als förderungswürdig anerkannt worden sein.

(4)	 Der Arbeitsbefreiung darf kein dringendes betrieb­
liches Interesse entgegenstehen.

§ 2

Anspruch auf Arbeitsbefreiung besteht für höchstens 
zwölf Werktage im Kalenderjahr. Die Arbeitsbefreiung 
kann auf höchstens drei Veranstaltungen im Jahr verteilt 
werden und ist auf das nächste Jahr nicht übertragbar.

§ 3

(1)	 Der Arbeitgeber gewährt die Arbeitsbefreiung auf 
Antrag des Jugendgruppenleiters.

(2)	 Der Antrag auf Arbeitsbefreiung ist dem Arbeitgeber 
spätestens einen Monat vor Beginn der Arbeitsbefreiung 
vorzulegen. Der Arbeitgeber kann einen Nachweis darü­
ber verlangen, daß die Voraussetzungen des § 1 Abs. 3 
vorliegen.

(3)	 Die Beteiligung des Betriebsrates oder des Per­
sonalrates richtet sich nach den Vorschriften des 
Betriebsverfassungsgesetzes vom 15. Januar 1972 (Bun­
desgesetzbl. I S. 13), zuletzt geändert durch Artikel 238 
des Einführungsgesetzes zum Strafgesetzbuch vom 2. 
März 1974 (Bundesgesetzbl. I S. 469), beziehungsweise des 
Personalvertretungsgesetzes für das Land Niedersach­
sen in der Fassung vom 24. April 1972 (Nieders. GVBl. S. 
231), zuletzt geändert durch § 170 des Niedersächsischen 
Hochschulgesetzes vom 1. Juni 1978 (Nieders. GVBl. S. 
473).

§ 4

(1)	 Für die Dauer der Arbeitsbefreiung hat der Jugend­
gruppenleiter keinen Anspruch auf Arbeitsverdienst.

(2)	 Den Jugendgruppenleitern, die auf Grund dieses 
Gesetzes Arbeitsbefreiung erhalten, dürfen daraus Nach­
teile in ihrem Beschäftigungsverhältnis nicht erwachsen. 
Dies gilt auch für die Berechnung der Dauer des Beschäfti­
gungsverhältnisses.

§ 5

Zuständige Behörde im Sinne dieses Gesetzes sind als 
Jugendamt die Landkreise und kreisfreien Städte sowie 
die kreisangehörigen Städte, die ein Jugendamt errich­
tet haben.

§ 6

Auf ehrenamtlich tätige Jugendgruppenleiter, die als 
Beamte, Richter, Angestellte oder Arbeiter im öffent­
lichen Dienst beschäftigt sind, finden die Vorschriften 
dieses Gesetzes entsprechende Anwendung. Weiter­
gehende Vorschriften des öffentlichen Dienstrechts 
bleiben unberührt.

§ 7

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündigung 
in Kraft.

Hannover, den 29. Juni 1962.
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Zwischen Innen-, Finanz-  und Kultusminister besteht 
Übereinstimmung, daß bei einer Dienstbefreiung von 
Landesbediensteten nach Maßgabe des Gesetzes die 
Dienstbezüge weiterzuzahlen sind. Das Gesetz gilt nicht 
für Bundesbedienstete und Bundeswehrangehörige, doch 
wird sich bei Bundes- und Bundeswehrdienststellen oft 
eine Dienstbefreiung möglicherweise unter Fortzahlung 
der Dienstbezüge erreichen lassen, wenn auf das o.a. 
Gesetz oder die o.a. Übereinkunft zwischen den nieder­
sächsischen Ministerien verwiesen wird.



Verordnung über den Sonderurlaub 
für Bundesbeamtinnen, Bundes-
beamte, Richterinnen und Richter 
des Bundes (Sonderurlaubsverord-
nung - SUrlV)
SUrlV, Ausfertigungsdatum: 18.08.1965

„Sonderurlaubsverordnung in der Fassung der Bekannt-
machung vom 11. November 2004 (BGBl. I S. 2836), die 
zuletzt durch Artikel 15 Absatz 22 des Gesetzes vom 5. 
Februar 2009 (BGBl. I S. 160) geändert worden ist“

Stand: Neugefasst durch Bek. v. 11.11.2004 I 2836; Zuletzt 
geändert durch Art. 15 Abs. 22 G v. 5.2.2009 I 160

§ 1 
Urlaub zur Ausübung staatsbürgerlicher Rechte 
und zur Erfüllung staatsbürgerlicher Pflichten

(1) Für die Dauer der notwendigen Abwesenheit vom Dienst 
ist Urlaub unter Fortzahlung der Besoldung zu gewähren

1.	 für die Teilnahme an öffentlichen Wahlen und Abstim-
mungen,

2.	 zur Wahrnehmung amtlicher, insbesondere gericht-
licher oder polizeilicher Termine, soweit sie nicht 
durch private Angelegenheiten der Beamtin oder des 
Beamten veranlasst sind,

3.	 zur Ausübung einer ehrenamtlichen Tätigkeit oder 
eines öffentlichen Ehrenamtes, wenn die Beamtinnen 
und Beamten zur Übernahme gesetzlich verpflichtet 
sind, es sei denn, dass sie sich für diese Tätigkeit oder 
dieses Ehrenamt beworben haben.

(2) Beruht eine ehrenamtliche Tätigkeit oder ein öffent-
liches Ehrenamt auf gesetzlicher Vorschrift, besteht 
aber zur Übernahme keine Verpflichtung, kann der zur 
Ausübung erforderliche Urlaub unter Fortzahlung der 
Besoldung gewährt werden, wenn dienstliche Gründe 
nicht entgegenstehen.

§ 2 
(weggefallen)

-

§ 3 
Urlaub zur Ableistung eines freiwilli-

gen sozialen oder ökologischen Jahres

Zur Ableistung eines freiwilligen sozialen Jahres oder 
eines freiwilligen ökologischen Jahres im Sinne des 
Jugendfreiwilligendienstegesetzes kann Beamtinnen 
und Beamten Urlaub unter Wegfall der Besoldung bis zu 
24 Monaten gewährt werden, wenn dienstliche Gründe 
nicht entgegenstehen.

§ 4 
Urlaub für eine Ausbildung als Schwesternhelferin

Für eine Ausbildung als Schwesternhelferin soll Urlaub 
unter Fortzahlung der Besoldung für die Dauer eines 
geschlossenen Lehrganges, höchstens jedoch für zwanzig 
Arbeitstage im Urlaubsjahr, gewährt werden, wenn dienst-
liche Gründe nicht entgegenstehen. § 6 Satz 3 und 4 gilt 
entsprechend. Urlaub nach § 5 darf daneben vor Ablauf 
eines Jahres nach Urlaubsende nicht gewährt werden.

§ 5 
Urlaub für Zwecke der militärischen und zivilen 
Verteidigung und entsprechender Einrichtungen

Für die Teilnahme an dienstlichen Veranstaltungen im 
Sinne des § 81 Abs. 2 des Soldatengesetzes und die 
Teilnahme an Ausbildungsveranstaltungen von Orga-
nisationen der zivilen Verteidigung sowie im Falle des 
Einsatzes durch eine dieser Organisationen soll Urlaub 
unter Fortzahlung der Besoldung gewährt werden, wenn 
dienstliche Gründe nicht entgegenstehen. Das Gleiche 
gilt bei Heranziehung zum Feuerlöschdienst, bei Heran-
ziehung zum Wasserwehr- oder Deichdienst einschließ-
lich der von den örtlichen Wehrleitungen angeordneten 
Übungen sowie bei Heranziehung zum Bergwachtdienst 
oder zum Seenotrettungsdienst zwecks Rettung von 
Menschenleben und zum freiwilligen Sanitätsdienst bei 
Vorliegen eines dringenden öffentlichen Interesses. Die 
Dauer des Urlaubs richtet sich nach § 8.

§ 6 
Urlaub für gewerkschaftliche Zwecke

Für die Teilnahme an Sitzungen eines überörtlichen 
Gewerkschafts- oder Berufsverbandsvorstandes, dem die 
Beamtin oder der Beamte angehört, und an Tagungen 
von Gewerkschaften oder Berufsverbänden auf interna-
tionaler, Bundes- oder Landesebene (beim Fehlen einer 
Landesebene auf Bezirksebene), wenn die Beamtin oder 
der Beamte als Mitglied eines Gewerkschafts- oder Berufs-
verbandsvorstandes oder als Delegierte oder Delegierter 
teilnimmt, soll Urlaub unter Fortzahlung der Besoldung 
bis zu fünf Arbeitstagen im Urlaubsjahr gewährt werden, 
wenn dienstliche Gründe nicht entgegenstehen. Die ober-
ste Dienstbehörde kann in besonders begründeten Fällen 
Urlaub bis zu zehn Arbeitstagen im Urlaubsjahr bewilli-
gen; Urlaub in den Fällen der §§ 5 und 7 ist anzurechnen, 
soweit er fünf Arbeitstage im Urlaubsjahr überschreitet. 
Verteilt sich die regelmäßige Arbeitszeit auf mehr oder 
weniger als fünf Arbeitstage in der Woche, erhöht oder 
vermindert sich die Zahl der Arbeitstage entsprechend. 
In Verwaltungen, in denen der Erholungsurlaub nach 
Werktagen bemessen wird, kann mit Zustimmung des 
Bundesministeriums des Innern der Urlaub ebenfalls 
nach Werktagen bemessen werden. Die oberste Dienst-
behörde kann die ihr nach Satz 2 zustehende Befugnis 
auf unmittelbar nachgeordnete Behörden übertragen.
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§ 7 
Urlaub für fachliche, staatspolitische, 

kirchliche und sportliche Zwecke

In folgenden Fällen kann Urlaub unter Fortzahlung der 
Besoldung gewährt werden, wenn dienstliche Gründe 
nicht entgegenstehen

1.	 für die Teilnahme an wissenschaftlichen Tagungen 
sowie an beruflichen Aus- und Fortbildungsveranstal-
tungen, die von staatlichen oder kommunalen Stellen 
durchgeführt werden, wenn die Teilnahme für die 
dienstliche Tätigkeit von Nutzen ist;

2.	 zur Ablegung von Prüfungen (Klausurarbeiten und 
mündliche Prüfung) nach einer Aus- oder Fortbildung 
im Sinne der Nummer 1 und bei Verwaltungs- und 
Wirtschaftsakademien;

3.	 für die Teilnahme an förderungswürdigen staatspoli-
tischen Bildungsveranstaltungen; wird die Veranstal-
tung nicht von einer staatlichen Stelle durchgeführt, 
muss die Förderungswürdigkeit von der zuständigen 
obersten Bundesbehörde anerkannt worden sein; das 
Nähere regelt das Bundesministerium des Innern;

4.	 für die Teilnahme an Lehrgängen, die der Ausbildung 
zur Jugendgruppenleiterin oder zum Jugendgruppen-
leiter dienen, und für die Tätigkeit als ehrenamtliche 
Jugendgruppenleiterin oder ehrenamtlicher Jugend-
gruppenleiter, wenn die Lehrgänge oder Veranstal-
tungen von Trägern der öffentlichen Jugendhilfe oder 
anerkannten Trägern der freien Jugendhilfe (§ 75 
des Achten Buches Sozialgesetzbuch) durchgeführt 
werden;

5.	 für die Teilnahme an Sitzungen eines überörtlichen 
Parteivorstandes, dem die Beamtin oder der Beamte 
angehört, und an Bundes-, Landes- oder Bezirkspar-
teitagen, wenn die Beamtin oder der Beamte als Mit-
glied eines Parteivorstandes oder als Delegierte oder 
Delegierter teilnimmt;

6.	 für die Teilnahme an Arbeitstagungen überörtlicher 
Selbsthilfeorganisationen zur Betreuung behinderter 
Personen, wenn es sich um eine Veranstaltung auf 
Bundes- oder Landesebene handelt und die Beamtin 
oder der Beamte als Mitglied eines Vorstandes der 
Organisation teilnimmt;

7.	 für die Teilnahme an Sitzungen der Verfassungsorgane 
oder überörtlicher Verwaltungsgremien der Kirchen 
oder sonstigen öffentlich-rechtlichen Religionsgesell-
schaften, wenn die Beamtin oder der Beamte dem Ver-
fassungsorgan oder Gremium angehört, und für die 
Teilnahme an Tagungen der Kirchen oder öffentlich-
rechtlichen Religionsgesellschaften, wenn die Beamtin 
oder der Beamte auf Anforderung der Kirchenleitung 
oder obersten Leitung der Religionsgesellschaft als 
Delegierte oder Delegierter oder als Mitglied eines 
Verwaltungsgremiums der Kirche oder der Religi-

onsgesellschaft teilnimmt, sowie an Veranstaltungen 
des Deutschen Evangelischen Kirchentages und des 
Deutschen Katholikentages;

8.	 für die aktive Teilnahme

a)	 an den Olympischen Spielen, sportlichen Welt- und 
Europameisterschaften, internationalen sportlichen 
Länderwettkämpfen und den dazugehörigen Vorbe-
reitungskämpfen auf Bundesebene, wenn die Beamtin 
oder der Beamte von einem dem Deutschen Sport-
bund angeschlossenen Verband als Teilnehmerin oder 
Teilnehmer benannt worden ist,

b)	 an Europapokal-Wettbewerben sowie den Endkämp-
fen um deutsche sportliche Meisterschaften, wenn die 
Beamtin oder der Beamte von einem dem Deutschen 
Sportbund angeschlossenen Verband oder Verein als 
Teilnehmerin oder Teilnehmer benannt worden ist,

c)	 an den Wettkämpfen beim Deutschen Turnfest;

9.	 für die Teilnahme an Kongressen und Vorstandssit-
zungen internationaler Sportverbände, denen der 
Deutsche Sportbund oder ein ihm angeschlossener 
Sportverband angehören, Mitgliederversammlungen 
und Vorstandssitzungen des Nationalen Olympischen 
Komitees, des Deutschen Sportbundes und ihm ange-
schlossener Sportverbände auf Bundesebene sowie 
Vorstandssitzungen solcher Verbände auf Landese-
bene, wenn die Beamtin oder der Beamte dem Gre-
mium angehört.

Die Dauer des Urlaubs richtet sich nach § 8.

§ 8 
Dauer des Urlaubs in den Fällen der §§ 5 und 7

Urlaub für Ausbildungsveranstaltungen nach § 5 und 
Urlaub nach § 7 darf im Einzelfall drei Arbeitstage, in 
besonders begründeten Fällen oder bei mehreren Ver-
anstaltungen fünf Arbeitstage im Urlaubsjahr nicht über-
schreiten. Die oberste Dienstbehörde kann Urlaub bis zu 
zehn Arbeitstagen im Urlaubsjahr bewilligen; sie kann 
diese Befugnis auf unmittelbar nachgeordnete Behörden 
übertragen. Urlaub nach § 6 ist anzurechnen, soweit er 
fünf Arbeitstage im Urlaubsjahr überschreitet. Für die 
aktive Teilnahme an den Olympischen Spielen, sport-
lichen Welt- und Europameisterschaften, internationalen 
sportlichen Länderwettkämpfen und den dazugehörigen 
Vorbereitungskämpfen auf Bundesebene sowie an Euro-
papokal-Wettbewerben kann die oberste Dienstbehörde 
Urlaub auch über zehn Arbeitstage hinaus bewilligen. § 
6 Satz 3 und 4 gilt entsprechend. Die oberste Dienstbe-
hörde kann die ihr nach Satz 4 zustehende Befugnis auf 
unmittelbar nachgeordnete Behörden übertragen.

§ 9 
Urlaub zur Ausübung einer Tätigkeit in öffent-
lichen zwischenstaatlichen oder überstaatli-
chen Einrichtungen oder in einer öffentlichen 
Einrichtung eines Mitgliedstaates der Europä-
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ischen Union oder zur Wahrnehmung von Auf-
gaben der Entwicklungszusammenarbeit

(1) Werden Beamtinnen oder Beamte zur Wahrnehmung 
einer hauptberuflichen Tätigkeit in einer öffentlichen zwi-
schenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung oder 
in der Verwaltung oder in einer öffentlichen Einrichtung 
eines Mitgliedstaates der Europäischen Union entsandt, 
ist ihnen für die Dauer dieser Tätigkeit Urlaub unter Weg-
fall der Besoldung zu gewähren; die Entscheidung trifft 
die oberste Dienstbehörde.

(2) Nicht entsandten Beamtinnen und Beamten kann zur 
Wahrnehmung einer hauptberuflichen Tätigkeit in einer 
öffentlichen zwischenstaatlichen oder überstaatlichen 
Einrichtung oder in der Verwaltung oder einer öffentli-
chen Einrichtung eines Mitgliedstaates der Europäischen 
Union Urlaub unter Wegfall der Besoldung bis zur Dauer 
eines Jahres bewilligt werden, wenn dienstliche Gründe 
nicht entgegenstehen.

(3) Zur Übernahme von Aufgaben der Entwicklungszu-
sammenarbeit kann die oberste Dienstbehörde Urlaub 
unter Wegfall der Besoldung gewähren, wenn dienstliche 
Gründe nicht entgegenstehen.

(4) Die oberste Dienstbehörde kann die ihr nach den 
Absätzen 1 und 3 zustehende Befugnis auf unmittelbar 
nachgeordnete Behörden übertragen.

§ 10 
Urlaub für eine fremdsprach-
liche Aus- oder Fortbildung

Für eine fremdsprachliche Aus- oder Fortbildung im Aus-
land kann die oberste Dienstbehörde Urlaub unter Fort-
zahlung der Besoldung bis zur Dauer von drei Monaten 
bewilligen, wenn die Ausbildung im dienstlichen Interesse 
liegt und zu erwarten steht, dass ausreichende Fort-
schritte im Erlernen der Fremdsprache gemacht werden. 
Ein weiterer Urlaub zu einem solchen Zweck darf frühe-
stens zwei Jahre nach Beendigung des letzten Urlaubs 
aus diesem Anlass gewährt werden. Die oberste Dienst-
behörde kann die ihr nach Satz 1 zustehende Befugnis 
auf unmittelbar nachgeordnete Behörden übertragen.

§ 11 
Urlaub für Familienheimfahrten

(1) Trennungsgeldberechtigten kann nach § 3 Abs. 3 Satz 
2 Buchstabe a oder b der Trennungsgeldverordnung, 
deren regelmäßige Arbeitszeit auf mindestens fünf Tage 
in der Woche verteilt ist, kann oder, wenn ihnen keine 
Reisebeihilfe für eine wöchentliche Heimfahrt zusteht, 
soll Urlaub unter Fortzahlung der Besoldung bis zu sechs 
Arbeitstagen im Urlaubsjahr für Familienheimfahrten 
gewährt werden. Der Zeitpunkt des Urlaubsantritts ist 
mit den dienstlichen Bedürfnissen abzustimmen. Bei einer 
Entfernung von weniger als 150 Kilometern zwischen 
der Wohnung der Familie und der Dienststelle wird kein 
Urlaub für Familienheimfahrten gewährt.

(2) Im Ausland tätige Beamtinnen und Beamte erhalten 
für jede Familienheimfahrt, für die ihnen eine Reisebei-
hilfe nach § 13 Abs. 1 der Auslandstrennungsgeldver-
ordnung gewährt wird, bis zu drei Arbeitstagen Urlaub 
unter Fortzahlung der Besoldung, höchstens jedoch zwölf 
Arbeitstage im Jahr.

§ 12 
Urlaub aus persönlichen Anlässen

(1) Für die Dauer der notwendigen Abwesenheit vom 
Dienst bei amts-, vertrauens- oder versorgungsärztlich 
angeordneter Untersuchung oder kurzfristiger Behand-
lung einschließlich der Anpassung, Wiederherstellung 
oder Erneuerung von Körperersatzstücken oder wegen 
einer sonstigen ärztlichen Behandlung der Beamtin oder 
des Beamten, die während der Arbeitszeit erfolgen muß, 
ist Urlaub unter Fortzahlung der Besoldung zu gewähren, 
wenn dringende dienstliche Gründe nicht entgegenstehen.

(2) Für eine Heilkur, eine Heilbehandlung in einem Sana-
torium und für eine Maßnahme der medizinischen Reha-
bilitation für Mütter und Väter nach § 41 des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch, deren Notwendigkeit durch ein 
amts- oder vertrauensärztliches Zeugnis nachgewiesen 
ist und dem Anerkennungsbescheid der Beihilfefestset-
zungsstelle und den darin genannten Festlegungen zum 
Kurort entsprechend durchgeführt wird, wird Urlaub 
unter Fortzahlung der Besoldung gewährt; Dauer und 
Häufigkeit des Urlaubs bestimmen sich nach den Beihil-
fevorschriften. Satz 1 Halbsatz 1 gilt entsprechend für die 
Durchführung einer auf Grund des § 11 Abs. 2 des Bundes-
versorgungsgesetzes versorgungsärztlich verordneten 
Badekur. Soweit für eine in Satz 1 bezeichnete Kur kein 
Urlaub unter Fortzahlung der Besoldung gewährt wird, ist 
auf Antrag der Beamtin oder des Beamten Urlaub unter 
Wegfall der Besoldung oder Erholungsurlaub zu gewähren.

(3) Aus anderen wichtigen persönlichen Gründen kann, 
wenn dienstliche Gründe nicht entgegenstehen, Urlaub 
unter Fortzahlung der Besoldung im notwendigen Umfang 
gewährt werden; in den nachstehenden Fällen wird Urlaub 
in dem angegebenen Umfang gewährt:

1.	 Niederkunft der Ehefrau oder der Lebenspartnerin 1 
Arbeitstag,

2.	 Tod der Ehefrau oder des Ehemanns, eines Kindes, 
eines Elternteils oder des Lebenspartners 2 Arbeits-
tage,

3.	 Umzug an einen anderen Ort aus dienstlichem Anlaß 
1 Arbeitstag oder, wenn der letzte Umzug aus dienst-
lichem Anlass nicht länger als fünf Jahre zurückliegt, 
drei Arbeitstage,

4.	 grenzüberschreitender Umzug aus dienstlichem Anlaß 
bis zu 3 Arbeitstagen,

5.	 25-, 40- und 50jähriges Dienstjubiläum 1 Arbeitstag,
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6.	 schwere Erkrankung einer oder eines im Haushalt der 
Beamtin oder des Beamten lebenden Angehörigen 1 
Arbeitstag im Urlaubsjahr,

7.	 schwere Erkrankung eines Kindes unter zwölf Jahren 
oder eines behinderten und auf Hilfe angewiesenen 
Kindes für jedes Kind bis zu vier Arbeitstage im 
Urlaubsjahr,

8.	 schwere Erkrankung der Betreuungsperson eines 
Kindes der Beamtin oder des Beamten, das das achte 
Lebensjahr noch nicht vollendet hat oder wegen 
körperlicher, geistiger oder seelischer Behinderung 
dauernd pflegebedürftig ist, bis zu 4 Arbeitstagen im 
Urlaubsjahr.

In den Fällen des Satzes 1 Nr. 7 kann Beamtinnen und 
Beamten, deren Dienstbezüge oder Anwärterbezüge die 
Jahresarbeitsentgeltgrenze nach § 6 Abs. 6 des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch nicht überschreiten, darüber 
hinaus Urlaub bis zum Umfang von insgesamt 75 Prozent 
der in § 45 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch für 
eine Freistellung von der Arbeitsleistung jeweils vorge-
sehenen Arbeitstage gewährt werden. In den Fällen des 
Satzes 1 Nr. 6 bis 8 wird Urlaub nur gewährt, soweit keine 
andere Person zur Pflege oder Betreuung zur Verfügung 
steht. In diesen Fällen können auch halbe Urlaubstage 
gewährt werden, deren Länge sich nach der Hälfte der 
für den jeweiligen Arbeitstag festgesetzten regelmäßigen 
Arbeitszeit richtet. In den Fällen des Satzes 1 Nr. 6 und 
7 muss die Notwendigkeit der Anwesenheit der Beamtin 
oder des Beamten zur Beaufsichtigung, Betreuung oder 
Pflege der erkrankten Person ärztlich bescheinigt werden. 
Für die im Bereich der Deutsche Bahn Aktiengesellschaft 
sowie einer nach § 2 Abs. 1 und § 3 Abs. 3 des Deutsche 
Bahn Gründungsgesetzes ausgegliederten Gesellschaft 
beschäftigten Beamtinnen und Beamten kann die ober-
ste Dienstbehörde im Einvernehmen mit dem Bundesmi-
nisterium des Innern eine von Satz 1 Nr. 1 bis 8 und Satz 
2 bis 5 abweichende Regelung treffen. Für die bei den 
Postnachfolgeunternehmen beschäftigten Beamtinnen 
und Beamten kann die oberste Dienstbehörde im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen und 
dem Bundesministerium des Innern eine von Satz 1 Nr. 
1 bis 8 und Satz 2 bis 5 abweichende Regelung treffen.

§ 13

Urlaub in anderen Fällen

(1) Urlaub unter Wegfall der Besoldung kann gewährt 
werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt und dienst-
liche Gründe nicht entgegenstehen. Urlaub für mehr als 
drei Monate kann nur in besonders begründeten Fällen 
durch die oberste Dienstbehörde bewilligt werden. Die 
oberste Dienstbehörde kann die ihr nach Satz 2 zuste-
hende Befugnis auf unmittelbar nachgeordnete Behör-
den übertragen.

(2) Dient Urlaub, der für einen in den §§ 1 bis 12 nicht 
genannten Zweck gewährt wird, auch dienstlichen Zwe-

cken, kann die Besoldung bis zur Dauer von zwei Wochen, 
durch die oberste Dienstbehörde bis zur Dauer von 
sechs Monaten, für die sechs Wochen überschreitende 
Zeit jedoch nur bis zur halben Höhe, belassen werden. 
Die oberste Dienstbehörde kann mit Zustimmung des 
Bundesministeriums des Innern Ausnahmen bewilligen.

§ 14

Verfahren

Der Urlaub ist rechtzeitig, in den Fällen des § 1 und des 
§ 90 Abs. 4 des Bundesbeamtengesetzes unverzüglich 
nach Bekanntwerden des Urlaubsanlasses zu beantragen.

§ 15

Widerruf

(1) Die Urlaubsbewilligung kann widerrufen werden, bei 
einem befristeten Urlaub jedoch nur aus zwingenden 
dienstlichen Gründen.

(2) Die Urlaubsbewilligung ist zu widerrufen, wenn der 
Urlaub zu einem anderen als dem bewilligten Zweck ver-
wendet wird oder wenn andere Gründe, die die Beamtin 
oder der Beamte zu vertreten hat, den Widerruf erfordern.

§ 16

Ersatz von Aufwendungen

(1) Mehraufwendungen, die durch einen Widerruf der 
Urlaubsbewilligung entstehen, werden nach den Bestim-
mungen des Reisekosten- und Umzugskostenrechts 
ersetzt, es sei denn, dass der Widerruf nach § 15 Abs. 
2 ausgesprochen wird. Zuwendungen, die von anderer 
Seite zur Deckung der Aufwendungen geleistet werden, 
sind anzurechnen.

(2) Absatz 1 gilt auch für Mehraufwendungen, die anlässlich 
der Wiederaufnahme des Dienstes in den Fällen des § 9 
Abs. 1 und 3 entstehen, wenn die oberste Dienstbehörde 
oder die von ihr bestimmte Stelle spätestens bei Beendi-
gung des Urlaubs schriftlich anerkannt hat, dass dieser 
dienstlichen Interessen oder öffentlichen Belangen dient.

§ 17

Besoldung

(1) Zur Besoldung im Sinne der Verordnung gehören die in 
§ 1 Abs. 2 und 3 des Bundesbesoldungsgesetzes genann-
ten Dienstbezüge und sonstigen Bezüge.

(2) Erhält die Beamtin oder der Beamte in den Fällen 
des § 10 oder des § 13 Abs. 2 Zuwendungen von ande-
rer Seite, so ist die Besoldung entsprechend zu kürzen, 
es sei denn, dass der Wert der Zuwendungen gering ist.

(3) Ein Urlaub unter Wegfall der Besoldung von längstens 
einem Monat lässt den Anspruch auf Beihilfe oder auf 
Heilfürsorge nach § 70 Abs. 2 des Bundesbesoldungs-
gesetzes unberührt.
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§ 18

Geltungsbereich

Diese Verordnung gilt für Richterinnen und Richter des 
Bundes entsprechend.

§ 19

(Inkrafttreten)

-



Niedersächsische Sonderurlaubs-
verordnung (Nds. SUrlVO)
in der Fassung vom 16. Januar 2006

Letzte berücksichtigte Änderung: § 3 geändert, § 8 neu 
gefasst durch Artikel 4 der Verordnung vom 06.04.2009 
(Nds. GVBl. S. 140)

§ 1 
Anwendungsbereich

Diese Verordnung regelt den Sonderurlaub für Beamtin-
nen und Beamte im Sinne des § 1 NBG.

§ 2 
Urlaub für Aus- und Fortbildung sowie 

für Sportveranstaltungen

Urlaub unter Weitergewährung der Bezüge kann, wenn 
dienstliche Gründe nicht entgegenstehen, erteilt werden 
für die Teilnahme

1.	 an wissenschaftlichen Tagungen sowie an beruflichen 
Aus- und Fortbildungsveranstaltungen, wenn die Teil-
nahme für die dienstliche Tätigkeit von Nutzen ist;

2.	 an Prüfungen (Klausurarbeiten und mündliche Prü-
fungen) nach einer Aus- oder Fortbildung im Sinne 
von Nummer 1.;

3.	 an Veranstaltungen der politischen Bildung, wenn

a)	 die Voraussetzungen des § 11 Abs. 1 bis 5 des Nieder-
sächsischen Bildungsurlaubsgesetzes sowie des § 2 
Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 bis 4 und des § 3 der Verordnung 
zur Durchführung des Niedersächsischen Bildungs-
urlaubsgesetzes erfüllt sind oder

b)	 sie im Ausland stattfinden und mit Rücksicht auf die 
politische Situation und die Beziehungen zu dem jewei-
ligen Land besonders förderungswürdig sind;

4.	 an Lehrgängen zur Ausbildung zur Jugendgruppenlei-
terin oder zum Jugendgruppenleiter, die von Trägern 
der öffentlichen Jugendhilfe oder von anerkannten 
Trägern der freien Jugendhilfe im Sinne des § 75 des 
Achten Buchs des Sozialgesetzbuchs durchgeführt 
werden;

5.	 an Lehrgängen und Arbeitstagungen zur Fortbildung 
für die Mitarbeit in Einrichtungen der Erwachsenenbil-
dung, die von förderungs- oder finanzhilfeberechtig-
ten Landesorganisationen oder Landeseinrichtungen 
durchgeführt werden;

6.	 an evangelischen und katholischen Arbeitstagungen 
im Rahmen der Polizeiseelsorge;

7.	 an Lehrgängen und Arbeitstagungen zur Ausbildung 
oder Fortbildung von Sportübungsleiterinnen oder 
Sportübungsleitern und Mitarbeiterinnen oder Mit-
arbeitern in den Bezirks-, Landes- und Bundessport-

verbänden, die vom Deutschen Sportbund oder vom 
Landessportbund Niedersachsen oder deren Mitglied-
sorganisationen durchgeführt werden;

8.	 als Aktive oder Aktiver bei

a)	 Olympischen Spielen oder den dazugehörigen Vorbe-
reitungsveranstaltungen auf Bundesebene,

b)	 sportlichen Welt- oder Europameisterschaften oder 
Europapokal-Wettbewerben,

c)	 internationalen sportlichen Länderwettkämpfen,

d)	 Endkämpfen um deutsche sportliche Meisterschaften, 
sofern es sich um die Jugend-, Junioren- oder Haupt-
wettkampfklasse handelt und eine entsprechende 
Benennung von einem dem Deutschen Sportbund 
angeschlossenen Verband oder Verein erfolgt ist;

9.	 als Aktive oder Aktiver oder als notwendige Begleit-
person bei sportlichen Veranstaltungen für behin-
derte Menschen, wenn die Veranstaltungen und die 
Benennungen denen nach Nummer 8 entsprechen;

10.	von sportfachlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
zur Durchführung der sportlichen Veranstaltungen des 
Deutschen und Niedersächsischen Turnfestes, wenn 
eine entsprechende Benennung durch den Deutschen 
Turner-Bund oder den Niedersächsischen Turner-Bund 
erfolgt ist.

§ 3 
Urlaub für Zwecke der Gewerkschaften, Par-
teien, Kirchen, Organisationen und Verbände

(1) 1 Urlaub unter Weitergewährung der Bezüge soll erteilt 
werden, wenn dringende dienstliche Gründe nicht entge-
genstehen, für die Teilnahme

1.	 an Sitzungen eines Bundes-, Landes-, Bezirks- oder 
Kreisvorstandes einer Gewerkschaft oder eines 
Berufsverbandes als Mitglied des Vorstandes,

2.	 an Tagungen von Gewerkschaften oder Berufsverbän-
den auf internationaler Bundes-, Landes- oder Bezirk-
sebene als Vorstandsmitglied oder als Delegierte oder 
Delegierter,

3.	 an Tagungen auf Kreisebene oder an Schulungen der 
Gewerkschaften oder Berufsverbände,

4.	 an Gesprächen nach § 96 NBG und an Verhandlungen 
über Vereinbarungen nach § 81 des Niedersächsischen 
Personalvertretungsgesetzes auf Anforderung einer 
beteiligten Gewerkschaft oder eines Berufsverbandes.

2

Im Fall des Satzes 1 Nr. 3 wird Urlaub unter Weiterge-
währung der Bezüge lediglich für die Hälfte des Teilnah-
mezeitraums erteilt.

(2) Urlaub unter Weitergewährung der Bezüge kann erteilt 
werden, wenn dienstliche Gründe nicht entgegenstehen, 
für die Teilnahme
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1.	 an Sitzungen eines Bundes-, Landes- oder Bezirks-
parteivorstandes als Mitglied des Vorstandes;

2.	 an Bundes- oder Landesparteitagen als Mitglied des 
Vorstandes oder als Delegierte oder als Delegierter;

3.	 an Sitzungen der Verfassungsorgane, kirchlichen 
Gerichte oder überörtlichen Verwaltungsgremien der 
Kirchen oder vergleichbarer Gremien der sonstigen 
öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften als Mit-
glied des Organs oder Gremiums;

4.	 an überörtlichen Tagungen der Kirchen oder sonsti-
ger öffentlich-rechtlicher Religionsgesellschaften als 
Delegierte oder Delegierter der Kirchenleitung oder 
der obersten Leitung der Religionsgesellschaft oder 
als Mitglied eines Verwaltungsgremiums;

5.	 am Deutschen Evangelischen Kirchentag, Deutschen 
Katholikentag oder Ökumenischen Kirchentag

a)	 für die aktive Mitwirkung an Kirchentagsveranstal-
tungen, wenn die Mitwirkung von der zuständigen 
kirchlichen Stelle bescheinigt wird, und

b)	 für Lehrkräfte, die Religionsunterricht erteilen;

6.	 an Arbeitstagungen überörtlicher Organisationen zur 
Betreuung behinderter Personen auf Bundes- oder 
Landesebene als Mitglied eines Vorstandes der Orga-
nisation;

7.	 an Kongressen oder Vorstandssitzungen internatio-
naler Sportverbände, denen der Deutsche Sportbund 
oder ein ihm angeschlossener Sportverband angehört, 
als Delegierte oder Delegierter oder Vorstandsmit-
glied;

8.	 an Mitgliederversammlungen und Vorstandssitzungen 
des Nationalen Olympischen Komitees, des Deutschen 
Sportbundes und ihm angeschlossener Sportverbände 
auf Bundes- oder Landesebene als Mitglied des jewei-
ligen Gremiums.

§ 4 
Urlaub zur Erfüllung staatsbürgerlicher Pflichten

(1) Zur Erfüllung allgemeiner staatsbürgerlicher Pflichten 
ist, soweit die Dienstbefreiung gesetzlich vorgeschrieben 
ist, erforderlicher Urlaub unter Weitergewährung der 
Bezüge zu erteilen.

(2) 1 Während einer Freistellung, die für Ausbildungsver-
anstaltungen von Organisationen des Zivilschutzes, des 
Katastrophenschutzes und des Brandschutzes gesetzlich 
vorgesehen ist, werden die Bezüge weitergewährt. 2 Wäh-
rend einer Freistellung, die für Zwecke der Jugendpflege 
und des Jugendsports gesetzlich vorgesehen ist, können 
die Bezüge weitergewährt werden.

(3) Besteht zur Ausübung einer ehrenamtlichen Tätig-
keit im öffentlichen Bereich keine Verpflichtung, so kann 
Urlaub unter Weitergewährung der Bezüge erteilt werden, 
wenn dienstliche Gründe nicht entgegenstehen.

§ 5 
Dauer des Urlaubs nach den §§ 2, 3 und 4 Abs. 3

(1) 1 Urlaub nach den §§ 2, 3 und 4 Abs. 3 darf insgesamt 
für bis zu fünf, ausnahmsweise für bis zu zehn Arbeits-
tage im Urlaubsjahr gewährt werden. 2 Urlaub für weni-
ger als einen Arbeitstag und nach § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 
wird nicht angerechnet.

(2) 1 Verteilt sich die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit 
auf mehr oder weniger als fünf Arbeitstage, so erhöht oder 
vermindert sich die Zahl der Urlaubstage nach Absatz 1 
entsprechend. 2 Bruchteile von mindestens 0,5 werden 
auf einen vollen Tag aufgerundet, geringere Bruchteile 
werden abgerundet.

(3) In besonderen Ausnahmefällen können

1.	 die obersten Dienstbehörden für ihre Beschäftigten,

2.	 die den obersten Dienstbehörden unmittelbar nach-
geordneten Behörden in allen anderen Fällen,

3.	 bei Gemeinden, Landkreisen und den der Aufsicht 
des Landes unterstehenden anderen Körperschaften, 
Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts die 
obersten Dienstbehörden oder die von ihr bestimmten 
Stellen

Abweichungen von Absatz 1 Satz 1 und § 3 Abs. 1 Satz 2 
zulassen.

§ 6 
Urlaub zur Ableistung eines freiwilligen Jahres

Zur Ableistung eines freiwilligen sozialen Jahres oder 
eines freiwilligen ökologischen Jahres soll Urlaub unter 
Wegfall der Bezüge bis zu 18 Monaten erteilt werden, 
wenn dringende dienstliche Gründe nicht entgegenstehen.

§ 7 
Urlaub für Tätigkeiten in zwischen- oder 
überstaatlichen Einrichtungen oder in 

der Entwicklungszusammenarbeit

Urlaub unter Wegfall der Bezüge kann erteilt werden

1.	 für eine hauptberufliche Tätigkeit in öffentlichen zwi-
schenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtungen

a)	 für die Dauer einer Entsendung,

b)	 im Übrigen bis zur Dauer von einem Jahr, wenn dienst-
liche Gründe nicht entgegenstehen,

2.	 zur Übernahme von Aufgaben der Entwicklungszu-
sammenarbeit, wenn dienstliche Gründe nicht ent-
gegenstehen.

§ 8 
Urlaub zum Erwerb einer Zugangsvo-

raussetzung zu einer Laufbahn 

oder zur Ableistung einer Probezeit

(1) Urlaub unter Wegfall der Bezüge kann erteilt werden
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1.	 zum Erwerb der Befähigung für eine andere Laufbahn 
oder zum Erwerb der Zugangsvoraussetzungen für 
ein anderes Einstiegsamt für die Dauer

a)	 einer Schul- oder Hochschulausbildung,

b)	 einer unmittelbar für eine Laufbahn qualifizierenden 
beruflichen Aus- oder Fortbildung nach § 22 der Nie-
dersächsischen Laufbahnverordnung (NLVO), einer 
beruflichen Tätigkeit, die in Verbindung mit einer 
Berufsausbildung oder einem Studium den Zugang 
zu einer Laufbahn eröffnet (§§ 23 und 25 NLVO) oder 
eines Vorbereitungsdienstes,

2.	 für eine Prüfung zur Zulassung zum Aufstieg oder für 
einen Laufbahnwechsel und für die hierfür notwen-
dige Vorbereitung,

3.	 zur Ableistung einer Probezeit für eine neue Laufbahn 
oder ein anderes Einstiegsamt, im Fall eines Dienst-
herrnwechsels nach Maßgabe des § 22 Abs. 2 Satz 1 
des Beamtenstatusgesetzes.

(2) Urlaub nach Absatz 1 Nrn. 1 und 2 darf nur erteilt 
werden, wenn

1.	 dienstliche Gründe der Beurlaubung nicht entgegen-
stehen und

2.	 ein dienstliches Interesse für eine Beschäftigung in der 
anderen Laufbahn oder in einem anderen Einstiegsamt 
von der für die Wahrnehmung der dienstrechtlichen 
Befugnisse zuständigen Behörde, in deren Bereich die 
Beamtin oder der Beamte später verwendet werden 
will, festgestellt wird.

(3) Bezüge können in entsprechender Anwendung des 
§ 11 Abs. 2 gewährt werden; dies gilt nicht für eine auf 
den Erwerb eines allgemein bildenden Schulabschlusses 
gerichtete Schulausbildung.

§ 9 
Urlaub aus persönlichen Gründen

1 Aus wichtigen persönlichen Gründen kann unter Berück-
sichtigung dienstlicher Interessen Urlaub im notwendigen 
Umfang, auch für weniger als einen Arbeitstag, erteilt 
werden. 2 Die Bezüge sollen nur in dem angegebenen 
Umfang weitergewährt werden:

1.	 Niederkunft der Ehefrau oder der Lebensgefährtin
ein Arbeitstag,

2.	 Tod der Ehegattin oder des Ehegatten, der Lebensge-
fährtin oder des Lebensgefährten, eines Kindes oder 
Elternteils

zwei Arbeitstage,

3.	 Umzug aus dienstlichem Anlass	

a)	 innerhalb Deutschlands
ein Arbeitstag,

b)	 in das oder aus dem Ausland	
bis zu zwei Arbeitstage,

4.	 25-, 40- und 50-jähriges Dienstjubiläum
ein Arbeitstag,

5.	 ärztliche Behandlung der Beamtin oder des Beamten, 
die während der Arbeitszeit erfolgen muss, für die

notwendige Abwesenheitszeit,

6.	 für einen Verbesserungsvorschlag
bis zu zwei Arbeitstage,

a)	 im Bereich der unmittelbaren Landesverwaltung auf 
Vorschlag des Prüfungsausschusses für das Vor-
schlagswesen in der niedersächsischen Landesver-
waltung und	

b)	 im Übrigen auf Vorschlag einer nach den jeweiligen 
Regelungen über das Vorschlagswesen zuständigen 
Stelle	

7.	 in sonstigen dringenden Fällen
bis zu drei Arbeitstage.

§ 9 a 
Urlaub zur Beaufsichtigung, Betreuung oder Pflege

(1) Urlaub unter Weitergewährung der Bezüge soll gewährt 
werden bei schwerer Erkrankung

1.	 einer oder eines im Haushalt der Beamtin oder des 
Beamten lebenden Angehörigen oder Lebensgefährtin 
oder Lebensgefährten, wenn keine andere im Haus-
halt der Beamtin oder des Beamten lebende Person 
für eine nach ärztlicher Bescheinigung notwendige 
Beaufsichtigung, Betreuung oder Pflege zur Verfü-
gung steht ein Arbeitstag im Urlaubsjahr

und		

2.	 der Betreuungsperson eines Kindes, das das achte 
Lebensjahr noch nicht vollendet hat oder wegen 
körperlicher, geistiger oder seelischer Behinderung 
dauernd pflegebedürftig ist, soweit keine andere im 
Haushalt der Beamtin oder des Beamten lebende 
Person zur Beaufsichtigung, Betreuung oder Pflege 
zur Verfügung steht	bis zu vier Arbeitstage im Urlaubs-
jahr.

(2) 1 Urlaub unter Weitergewährung der Bezüge soll bis 
zu vier Arbeitstage im Urlaubsjahr gewährt werden bei 
schwerer Erkrankung eines Kindes, wenn

1.	 dieses Kind das zwölfte Lebensjahr noch nicht vollen-
det hat oder behindert und auf Hilfe angewiesen ist 
und

2.	 keine andere im Haushalt der Beamtin oder des Beam-
ten lebende Person für die nach ärztlicher Beschei-
nigung notwendige Beaufsichtigung, Betreuung oder 
Pflege des Kindes zur Verfügung steht.

2 In besonderen Einzelfällen kann Urlaub nach Satz 1 bis 
zu insgesamt zehn Arbeitstage im Urlaubsjahr, bei Allein-
erziehenden bis zu sechzehn Arbeitstage im Urlaubsjahr, 
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gewährt werden, wenn die Beamtin oder der Beamte 
durch die Beaufsichtigung, Betreuung oder Pflege außer-
gewöhnlich belastet wird. 3 Urlaub nach Absatz 1 ist bei 
der Höchstdauer anzurechnen.

(3) 1 Urlaub unter Weitergewährung der Bezüge soll zur 
Beaufsichtigung, Betreuung oder Pflege eines Kindes 
gewährt werden, wenn das Kind das zwölfte Lebensjahr 
noch nicht vollendet hat oder behindert und auf Hilfe 
angewiesen ist und nach ärztlichem Zeugnis an einer 
Erkrankung leidet,

1.	 die bereits ein weit fortgeschrittenes Stadium erreicht 
hat und weiter fortschreitet,

2.	 bei der eine Heilung ausgeschlossen und eine palliativ-
medizinische Behandlung notwendig oder von einem 
Elternteil erwünscht ist und

3.	 die eine begrenzte Lebensdauer von wenigen Mona-
ten erwarten lässt.

2 Der Anspruch besteht nur für einen Elternteil.

§ 9 b 
Kuren

1  Urlaub unter Weitergewährung der Bezüge wird erteilt für

1.	 Heilkuren, Sanatoriumsbehandlungen oder medizi-
nische Vorsorge- oder Rehabilitationsmaßnahmen, 
die als beihilfefähig anerkannt oder als Maßnahme 
der beamtenrechtlichen Heilfürsorge oder Unfallfür-
sorge genehmigt worden sind, und

2.	 medizinische Vorsorge- oder Rehabilitationsmaß-
nahmen, die ein Träger der Sozialversicherung, eine 
für die Durchführung des Sozialen Entschädigungs-
rechts zuständige Verwaltungsbehörde oder ein son-
stiger Sozialleistungsträger bewilligt hat und die in 
einer Einrichtung der medizinischen Vorsorge oder 
Rehabilitation stationär durchgeführt werden.

2 Bei der Festlegung des Urlaubs nach Satz 1 ist auf 
dienstliche Belange Rücksicht zu nehmen. 3  Die Beur-
laubung erfolgt für die jeweils anerkannte, genehmigte 
oder bewilligte Dauer.

§ 10 
Urlaub für Heimfahrten

1 Trennungsgeldberechtigten nach den §§ 3 und 5 Abs. 
2 der Trennungsgeldverordnung und Dienstreisenden, 
deren Aufenthalt an demselben auswärtigen Geschäfts-
ort länger als 14 Tage dauert, kann Urlaub unter Wei-
tergewährung der Bezüge bis zu neun Arbeitstage im 
Urlaubsjahr für Heimfahrten erteilt werden. 2 Dies gilt 
bei einer Entfernung von weniger als 150 km zwischen 
dem bisherigen Wohnort und dem neuen Dienstort nur, 
wenn die Verkehrsverbindungen bei Inanspruchnahme 
regelmäßig verkehrender Beförderungsmittel besonders 
ungünstig sind. 3 Besteht für Berechtigte ein Anspruch 

auf Trennungsgeld nur für einen Teil des Urlaubsjahres, 
so verringert sich der Urlaubsanspruch entsprechend.

§ 11 
Urlaub in anderen Fällen

(1) 1  In anderen als den in den §§ 2 bis 10 genannten 
Fällen kann bis zu sechs Monaten Urlaub unter Wegfall 
der Bezüge erteilt werden, wenn ein wichtiger Grund 
vorliegt und dienstliche Gründe nicht entgegenstehen. 
2 § 5 Abs. 3 gilt entsprechend.

(2) 1 Dient dieser Urlaub auch dienstlichen Interessen, so 
können die Bezüge bis zur Dauer von sechs Monaten, für 
die sechs Wochen überschreitende Zeit jedoch nur bis 
zur halben Höhe, weitergewährt werden. 2  Die oberste 
Dienstbehörde kann Ausnahmen von den Beschränkun-
gen der Dauer und Höhe der Bezügegewährung in Satz 1 
zulassen. 3 Bei Gemeinden, Landkreisen und den der Auf-
sicht des Landes unterstehenden anderen Körperschaf-
ten, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts 
können die obersten Dienstbehörden ihre Befugnisse 
auf andere Stellen übertragen.

§ 12 
Widerruf

(1) Die Urlaubserteilung kann aus zwingenden dienstli-
chen Gründen widerrufen werden.

(2) Die Urlaubserteilung ist zu widerrufen, wenn von der 
Beamtin oder dem Beamten zu vertretende Gründe den 
Widerruf erfordern.

§ 13 
Ersatz von Aufwendungen

(1) 1 Mehraufwendungen, die durch einen Widerruf der 
Urlaubserteilung entstehen, werden nach den Bestimmun-
gen des Reisekosten- und Umzugskostensrechts ersetzt, 
wenn nicht der Widerruf nach § 12 Abs. 2 ausgesprochen 
wird. 2 Zuwendungen von anderer Seite zur Deckung der 
Aufwendungen sind anzurechnen.

(2) Ist in den Fällen des § 7 Nr. 1 Buchst. a und Nr. 2 bei 
Beendigung des Urlaubs schriftlich anerkannt, dass 
dieser dienstlichen Interessen oder öffentlichen Belan-
gen dient, gilt für die Mehraufwendungen, die anlässlich 
der Wiederaufnahme des Dienstes entstehen, Absatz 1 
entsprechend.

§ 14 
Bezüge

(1) 1 Bezüge im Sinne dieser Verordnung sind die in § 1 
Abs. 2 und 3 des Bundesbesoldungsgesetzes aufgeführten 
Dienstbezüge und sonstigen Bezüge. 2 Die vermögens-
wirksame Leistung wird für volle Kalendermonate eines 
Urlaubs mit gekürzten Bezügen in Höhe des für Teilzeit-
beschäftigte geltenden Betrages gewährt.

(2) 1 Für die Zeit eines Sonderurlaubs werden Stellenzula-
gen im Sinne des § 42 Abs. 3 des Bundesbesoldungsge-



Nds. Sonderurlaubsverordnung (Nds. SUrlVO)	 Seite 5

setzes nicht gezahlt. 2 Die Zulagen können weitergezahlt 
werden, wenn ein Sonderurlaub unter Weitergewährung 
der vollen Bezüge einen Monat nicht überschreitet. 3 Die 
Weitergewährung von Erschwerniszulagen im Sinne des 
§ 47 des Bundesbesoldungsgesetzes richtet sich nach § 
19 der Erschwerniszulagenverordnung. 4 Die Zulage nach 
der Vorbemerkung Nr. 9 zu den Bundesbesoldungsord-
nungen A und B kann während eines Urlaubs weiterge-
währt werden, der dazu dient, die Voraussetzungen für 
einen Aufstieg in den gehobenen Polizeivollzugsdienst 
zu schaffen.

(3) Ein Urlaub unter Wegfall der Bezüge von längstens 
einem Monat lässt den Anspruch auf Beihilfe oder auf 
Heilfürsorge unberührt.

(4) Werden in den Fällen des § 8 Abs. 3 oder des § 11 Abs. 
2 Zuwendungen von anderer Seite gewährt, so sind sie 
bei der Weitergewährung der Bezüge angemessen zu 
berücksichtigen.

Arbeitsbefreiung und Sonderur-
laub von Arbeitsnehmerinnen und 
Arbeitnehmern
ist grundsätzlich im TV-L und im TV-ÖD geregelt. Für 
den Bereich des TV-L (Tarifvertrag für den öffentli-
chen Dienst der Länder) kann nach dem Erlass des Nds. 
Finanzministeriums auch zukünftig die Regelung, die für 
Beamte im Landesdienst gilt (§4 Abs. 2 Satz 2 der Nds. 
Sonderurlaubsverordnung), auch für Angestellt ange-
wendet werden.



Verwaltungsvorschrift zur Durch-
führung  der Niedersächsischen 
Sonderurlaubsverordnung
(VV-Nds. SUrlVO)
Gem. RdErl. d. MI, d. StK u. d. übr. Min. v. 
6.1.2006 

– 15.3-03020/2.250 –

– VORIS 20411 –

I. Zur Anwendung der Nds. SUrlVO werden folgende Hin-
weise gegeben:

1. Zu § 2 Nr. 3 – Sonderurlaub für die Teil-
nahme an Veranstaltungen der politischen 
Bildung –

1.1	 Eine Veranstaltung der politischen Bildung liegt 
vor, wenn sie dem Ziel dient, das staatsbürgerliche 
Engagement zu fördern, das Verstehen des politischen, 
zivilisatorischen und sozialen Umfeldes zu steigern, 
die staatspolitischen Gegebenheiten der Umwelt und 
Werte einer freiheitlich-demokratischen Grundordnung 
verständlich zu machen, damit das Verantwortungsbe-
wusstsein und die Fähigkeit, diesem Verständnis gemäß 
zu handeln, gestärkt werden.

1.2	 Sonderurlaubsanträge für die Teilnahme an Ver-
anstaltungen der politischen Bildung sind der für die 
Entscheidung zuständigen Stelle so rechtzeitig vor 
Urlaubsbeginn vorzulegen, dass die Anspruchsvoraus-
setzungen ggf. unter Einschaltung der Agentur für freie 
Erwachsenenbildung e. V. geprüft werden können.

1.3	 Bei der Veranstaltung der politischen Bildung, die

a)	 vom Bund, von einem Land oder von einer der Auf-
sicht des Bundes oder eines Landes unterstehenden 
Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen 
Rechts im Inland oder am Sitz der Institutionen der 
EU durchgeführt wird, ist in der Regel davon auszuge-
hen, dass die Voraussetzungen des § 2 Nr. 3 Buchst. 
a Nds. SUrlVO erfüllt sind; bei Zweifeln stellt die für 
die Erteilung von Sonderurlaub zuständige Stelle das 
Einvernehmen mit der Agentur für freie Erwachsenen-
bildung e. V. her;

b)	 im Inland von anderen als den in Buchstabe a genann-
ten Trägern durchgeführt wird, stellt die Agentur für 
freie Erwachsenenbildung e. V. auf Antrag des Trägers 
fest, ob die Voraussetzungen des § 2 Nr. 3 Buchst. a 
Nds. SUrlVO erfüllt sind; einer solchen Feststellung 
bedarf es nicht, wenn bereits eine Anerkennung der 
Agentur für freie Erwachsenenbildung e. V. nach § 10 
NBildUG vorliegt, die ausdrücklich eine Feststellung 
nach § 2 Nr. 3 Buchst. a Nds. SUrlVO einschließt;

c)	 im Ausland stattfindet, stellt die Agentur für freie 
Erwachsenenbildung e. V. fest, ob eine besondere 

Förderungswürdigkeit nach § 2 Nr. 3 Buchst. b Nds. 
SUrlVO vorliegt. Diese Feststellung orientiert sich an 
der politischen Situation und der Beziehungen zu dem 
jeweiligen Land. Sie umfasst auch die Prüfung, ob die 
Sonderurlaubsvoraussetzungen auch bei der Durch-
führung im Inland (§ 2 Nr. 3 Buchst. a Nds. SUrlVO) 
erfüllt wären. Es ist insbesondere erforderlich, dass 
im Rahmen der Veranstaltung ein einheitliches Thema 
erarbeitet wird, das durch Eindrücke vor Ort vertieft 
werden kann, wobei allgemeine Eindrücke von der 
Situation des besuchten Landes und die Vermittlung 
allgemeiner Kenntnisse über die dortigen politischen 
und sozialen Verhältnisse nicht ausreichend sind.

Die in den Buchstaben b und c vorgesehene Entscheidung 
der Agentur für freie Erwachsenenbildung e. V. ist dem 
Sonderurlaubsantrag beizufügen.

1.4 Sonderurlaub darf auf Grundlage einer Feststel-
lung nach Nummer 1.3 im zulässigen Umfang nur erteilt 
werden, wenn und soweit dienstliche Gründe nicht ent-
gegenstehen.

Nds. MBl. 2006 Nr. 4, S. 45
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Niedersächsisches Gesetz über 
den Bildungsurlaub für Arbeit-
nehmer und Arbeitnehmerinnen 
(Niedersächsisches Bildungsur-
laubsgesetz – NBildUG) 
in der Fassung vom 25. Januar 1991, zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 17. Dezember 1999 

§ 1 

Bildungsurlaub dient der Erwachsenenbildung im Sinne 
des Niedersächsischen Erwachsenenbildungsgesetzes. 

§ 2

(1) Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen haben einen 
Anspruch auf Bildungsurlaub zur Teilnahme an nach § 10 
dieses Gesetzes anerkannten Bildungsveranstaltungen. 
Ein Anspruch auf Bildungsurlaub nach diesem Gesetz 
besteht nicht, wenn dem Arbeitnehmer oder der Arbeit-
nehmerin für die Bildungsveranstaltung nach anderen 
Gesetzen, tarifvertraglichen oder betrieblichen Verein-
barungen Freistellung von der Arbeit mindestens für 
die Zeitdauer nach Absatz 4 und unter Lohnfortzahlung 
mindestens in Höhe des nach § 5 zu zahlenden Entgelts 
zusteht. Dasselbe gilt, wenn dem Arbeitnehmer oder der 
Arbeitnehmerin Freistellung nach den anderen Rege-
lungen nur deshalb nicht zusteht, weil diese bereits für 
andere Bildungsveranstaltungen in Anspruch genom-
men wurde. 

(2) Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen sind Arbeiter 
und Arbeiterinnen, Angestellte sowie die zu ihrer Berufs-
ausbildung Beschäftigten. Als Arbeitnehmer oder Arbeit-
nehmerinnen gelten auch 

1. 	 die in Heimarbeit Beschäftigten und die ihnen gleich-
gestellten Personen, 

2. 	andere Personen, die wegen ihrer wirtschaftlichen 
Unselbständigkeit als arbeitnehmerähnliche Personen 
anzusehen sind, und 

3. 	Beschäftigte im Sinne von § 40 Abs. 2 des Bundes-
sozialhilfegesetzes, die in Werkstätten für Behinderte 
tätig sind. 

(3) Der Anspruch auf Bildungsurlaub kann erstmals nach 
sechsmonatigem Bestehen des Beschäftigungsverhält-
nisses geltend gemacht werden. 

(4) Der Anspruch des Arbeitnehmers oder der Arbeit-
nehmerin auf Bildungsurlaub umfasst fünf Arbeitstage 
innerhalb des laufenden Kalenderjahres. Arbeitet der 
Arbeitnehmer oder die Arbeitnehmerin regelmäßig 
an mehr oder an weniger als fünf Arbeitstagen in der 
Woche, so ändert sich der Anspruch auf Bildungsurlaub 
entsprechend. 

(5) Bei einem Wechsel des Beschäftigungsverhältnisses 
wird auf den Anspruch der Bildungsurlaub angerech-

net, der schon vorher in dem betreffenden Kalenderjahr 
gewährt wurde. 

(6) Ein nicht ausgeschöpfter Bildungsurlaubsanspruch 
des vorangegangenen Kalenderjahres kann noch im lau-
fenden Kalenderjahr geltend gemacht werden. Soweit der 
Arbeitgeber oder die Arbeitgeberin zustimmt, können im 
laufenden Kalenderjahr auch die nicht ausgeschöpften 
Bildungsurlaubsansprüche der beiden Kalenderjahre 
unmittelbar vor dem vorangegangenen Kalenderjahr 
geltend gemacht werden; dies gilt jedoch nur, wenn sie 
gemeinsam mit den Bildungsurlaubsansprüchen des lau-
fenden und des vorangegangenen Kalenderjahres für 
eine zusammenhängende Bildungsurlaubsveranstaltung 
geltend gemacht werden. Der Arbeitnehmer oder die 
Arbeitnehmerin kann verlangen, dass der Arbeitgeber 
oder die Arbeitgeberin eine Zustimmung nach Satz 2 in 
schriftlicher Form erklärt. 

(7) Der Arbeitgeber oder die Arbeitgeberin ist verpflich-
tet, bei Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses auf 
Verlangen eine Bescheinigung darüber auszustellen, ob 
und in welchem Umfang dem Arbeitnehmer oder der 
Arbeitnehmerin in den vorangegangenen drei Kalender-
jahren und im laufenden Kalenderjahr Bildungsurlaub 
nach diesem Gesetz gewährt worden ist. 

§ 3 

Der Arbeitgeber oder die Arbeitgeberin kann die Gewäh-
rung von Bildungsurlaub ablehnen, sobald die Gesamtzahl 
der Arbeitstage, die im laufenden Kalenderjahr von den 
Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen für Zwecke des 
Bildungsurlaubs nach diesem Gesetz in Anspruch genom-
men worden sind, das Zweieinhalbfache der Zahl der 
Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen, die am 30. April 
des Jahres nach diesem Gesetz bildungsurlaubsberechtigt 
waren, erreicht hat. Beträgt der Bildungsurlaub, den der 
Arbeitgeber oder die Arbeitgeberin danach zu gewähren 
hat, weniger als fünf Tage, so entsteht für den Arbeitge-
ber oder die Arbeitgeberin in diesem Kalenderjahr keine 
Verpflichtung, Bildungsurlaub zu gewähren. Ergibt im 
Übrigen die Teilung der errechneten Bildungsurlaubstage 
durch fünf Resttage, so gilt das gleiche für die Resttage. 
Die Bildungsurlaubstage, für die eine Verpflichtung zur 
Gewährung von Bildungsurlaub in einem Kalenderjahr 
nicht entstanden ist, werden bei der Berechnung im fol-
genden Kalenderjahr berücksichtigt. 

§ 4 

Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen dürfen wegen 
der Inanspruchnahme von Bildungsurlaub nach diesem 
Gesetz nicht benachteiligt werden. 

§ 5 

Bildungsurlaub wird vom Arbeitgeber oder von der Arbeit-
geberin ohne Minderung des Arbeitsentgelts gewährt. 
Das fortzuzahlende Entgelt für die Zeit des Bildungsur-
laubs wird 
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entsprechend den Bestimmungen des Gesetzes zur Rege-
lung der Lohnfortzahlung an Feiertagen vom 2. August 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 479), geändert durch Artikel 
20 des Haushaltsstrukturgesetzes vom 18. Dezember 
1975 (Bundesgesetzbl. I S. 3091), berechnet. 

§ 6 

(1) Der Anspruch auf Erholungsurlaub sowie der Anspruch 
auf Freistellung von der Arbeit nach anderen Gesetzen, 
tarifvertraglichen oder betrieblichen Vereinbarungen 
werden durch dieses Gesetz nicht berührt. 

(2) Von den Vorschriften dieses Gesetzes darf vom 
Arbeitgeber oder von der Arbeitgeberin nur zugunsten 
des Arbeitnehmers oder der Arbeitnehmerin abgewichen 
werden. Abweichungen von § 2 Abs. 6 Satz 2 Halbsatz 
2 sind unzulässig. 

§ 7 

Erkrankt ein Arbeitnehmer oder eine Arbeitnehmerin 
während des Bildungsurlaubs und ist wegen der Erkran-
kung eine Teilnahme an der Bildungsveranstaltung nicht 
möglich, so ist die Zeit der Erkrankung auf den Bildungs-
urlaub nicht anzurechnen, wenn die Erkrankung und die 
dadurch bedingte Unfähigkeit, an der Bildungsveranstal-
tung teilzunehmen, dem Arbeitgeber oder der Arbeitge-
berin durch eine ärztliche Bescheinigung nachgewiesen 
werden. 

§ 8 

(1) Die Inanspruchnahme und die zeitliche Lage des Bil-
dungsurlaubs sind unter Angabe der Bildungsveranstal-
tung dem Arbeitgeber oder der Arbeitgeberin so früh wie 
möglich, in der Regel mindestens vier Wochen vorher, 
schriftlich mitzuteilen. 

(2) Der Arbeitgeber oder die Arbeitgeberin kann unbe-
schadet der Regelung des § 3 die Gewährung von Bil-
dungsurlaub für den mitgeteilten Zeitraum nur ablehnen, 
wenn zwingende betriebliche oder dienstliche Belange 
entgegenstehen; die Erholungswünsche anderer Arbeit-
nehmer und Arbeitnehmerinnen, denen unter sozialen 
Gesichtspunkten eine Verlegung des Erholungsurlaubs 
nicht zuzumuten ist, sind vorrangig zu berücksichtigen. 
Bei der Gewährung des Bildungsurlaubs haben diejeni-
gen Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen den Vorrang, 
die im Verhältnis zu den übrigen Arbeitnehmern und 
Arbeitnehmerinnen den Bildungsurlaub in geringerem 
Umfang in Anspruch genommen haben. Haben Arbeit-
nehmer und Arbeitnehmerinnen an Schulen oder Hoch-
schulen ihren Erholungsurlaub in der unterrichts- oder 
vorlesungsfreien Zeit zu nehmen, so gilt das gleiche für 
den Bildungsurlaub. 

(3) Den zu ihrer Berufsausbildung Beschäftigten kann 
die Gewährung von Bildungsurlaub für den mitgeteil-
ten Zeitraum nur abgelehnt werden, wenn besondere 
betriebliche oder dienstliche Ausbildungsmaßnahmen 
entgegenstehen. 

(4) Hat der Arbeitgeber oder die Arbeitgeberin die nach 
Absatz 1 rechtzeitig mitgeteilte Teilnahme an einer Bil-
dungsveranstaltung nicht spätestens zwei Wochen vor 
Beginn der Veranstaltung schriftlich abgelehnt, so gilt 
der Bildungsurlaub als bewilligt. 

12| 13 

(5) Ist der Bildungsurlaub für das vorangegangene Kalen-
derjahr versagt worden, so können dem Anspruch auf Bil-
dungsurlaub im laufenden Jahr Versagungsgründe nach 
Absatz 2 Satz 1 Halbsatz 1 nicht entgegengehalten werden. 

(6) Die Teilnahme an der Bildungsveranstaltung ist dem 
Arbeitgeber oder der Arbeitgeberin nachzuweisen. 

§ 9 

– aufgehoben – 

§ 10 

(1) Die Anerkennung von Bildungsveranstaltungen spricht 
eine vom Landesministerium bestimmte Stelle aus. Das 
Landesministerium kann diese Aufgabe auch einer nicht-
staatlichen Stelle übertragen, die zu deren Übernahme 
bereit ist. Die Stelle handelt dabei im Auftrage des Mini-
steriums für Wissenschaft und Kultur und ist an dessen 
Weisungen gebunden. 

(2) Anträge auf Anerkennung von Bildungsveranstal-
tungen sind zu begründen. Das Landesministerium wird 
ermächtigt, durch Verordnung nähere Vorschriften über 
das Anerkennungsverfahren zu treffen. In der Verordnung 
kann insbesondere festgelegt werden, welche Angaben 
Anträge auf Anerkennung von Bildungsveranstaltungen 
enthalten 

müssen, welche Nachweise den Anträgen beizufügen 
sind und für welche Zeiträume Anerkennungen ausge-
sprochen werden können. 

(3) Zu den Anträgen auf Anerkennung von Bildungsver-
anstaltungen, die überwiegend der beruflichen Bildung 
dienen, sind in Zweifelsfällen die niedersächsischen Spit-
zenorganisationen der Gewerkschaften und Arbeitgeber-
verbände zu hören. 

§ 11 

(1) Eine Veranstaltung wird anerkannt, wenn 

1. 	 sie ausschließlich der Weiterbildung im Sinne des § 1 
dient, 

2. 	sie jeder Person offen steht, es sei denn, dass eine 
bestimmte Auswahl des Teilnehmerkreises aus beson-
deren pädagogischen Gründen geboten ist, 

3. 	ihr Programm veröffentlicht wird, 

4. 	der Träger hinsichtlich seiner Einrichtungen und mate-
riellen Ausstattung, seiner Lehrkräfte und Bildungs-
ziele eine sachgemäße Bildungsarbeit gewährleistet 
und 
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5. 	die Ziele des Trägers und der Inhalt der Bildungs-
veranstaltung mit der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes für die 
Bundesrepublik 

Deutschland und der Niedersächsischen Verfassung im 
Einklang stehen.

(2) Eine Veranstaltung darf nicht anerkannt werden, wenn 

1.	 die Teilnahme von der Zugehörigkeit zu Parteien, 
Gewerkschaften, Religionsgemeinschaften oder ähn-
lichen Vereinigungen abhängig gemacht wird oder 
wenn die Veranstaltung 

2.	 unmittelbar der Durchsetzung politischer Ziele, 

3.	 ausschließlich betrieblichen oder dienstlichen Zwe-
cken, 

4.	 der Erholung, der Unterhaltung, der privaten Haus-
haltsführung, der Körper- oder Gesundheitspflege, der 
sportlichen, künstlerischen oder kunsthandwerklichen 
Betätigung oder der Vermittlung entsprechender 
Kenntnisse oder Fertigkeiten, 

5.	 dem Einüben psychologischer oder ähnlicher Fertig-
keiten, 

6. dem Erwerb von Fahrerlaubnissen oder ähnlichen 
Berechtigungen dient oder wenn sie 

7. 	 als Studienreise durchgeführt wird. 

(3) Abweichend von Absatz 2 Nrn. 4bis 6 können Veran-
staltungen anerkannt werden, die 

1. 	 der beruflichen Weiterbildung oder 

2. 	der Aus- und Fortbildung ehrenamtlicher oder neben-
beruflicher Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen auf dem 
betreffenden Gebiet dienen. 

(4) Abweichend von Absatz 2 Nrn. 4und 5 können Ver-
anstaltungen anerkannt werden, wenn diese aus päda-
gogischen oder didaktischen Gründen Abschnitte der 
Betätigung auf den betreffenden Gebieten von insgesamt 
nicht mehr als einem Viertel der Veranstaltungsdauer 
enthalten. 

(5) Abweichend von Absatz 2 Nr.7 können Veranstal-
tungen anerkannt werden, die vom Presse- und Informa-
tionsamt der Bundesregierung durchgeführt werden und 
der politischen Bildung dienen; dies gilt entsprechend für 
Veranstaltungen am Sitz von Institutionen der Europä-
ischen Gemeinschaft. 

(6) Soweit Träger von Veranstaltungen nicht juristische 
Personen des öffentlichen Rechts sind, sollen sie die 
Anforderungen des Steuerrechts an die Gemeinnützig-
keit erfüllen. Hiervon kann abgesehen werden, wenn ein 
Träger besonders qualifizierte Leistungen im Sinne von 
Absatz 1 Nr. 4 nachweist. 

(7) Eine Bildungsveranstaltung soll in der Regel an fünf, 
mindestens jedoch an drei aufeinander folgenden Tagen 
stattfinden. Wenn die Art der Bildungsveranstaltung es 
erfordert, kann diese innerhalb von höchstens zwölf 
zusammenhängenden Wochen auch an nur einem Tag 
wöchentlich, insgesamt aber an mindestens fünf Tagen, 
durchgeführt werden.  

(8) Das Landesministerium wird ermächtigt, die Anfor-
derungen, die 

1. 	 an die Veröffentlichung von Programmen und 

2. 	in pädagogischer Hinsicht an Dauer, Form und Teil-
nehmerzahl von Bildungsveranstaltungen zu stellen 
sind, durch Verordnung näher festzulegen. 

§ 12 

(1) Die Landesregierung berichtet dem Landtag einmal in 
jeder Wahlperiode über die Durchführung dieses Gesetzes. 

(2) Die Träger anerkannter Bildungsveranstaltungen sind 
verpflichtet, der nach § 10 Abs. 1 

zuständigen Stelle Auskunft über Gegenstand, Verlauf 
und Teilnehmer der anerkannten Veranstaltungen zu 
erteilen. Der Veranstalter oder die Veranstalterin hat 
Beauftragten der nach § 10 Abs. 1 zuständigen Stelle zu 
dem Zweck, sich über den Verlauf anerkannter Veran-
staltungen zu informieren, nach vorheriger Ankündigung 
den Zutritt zu diesen zu gestatten. 

(3) Das Landesministerium wird ermächtigt, durch Ver-
ordnung nähere Vorschriften über das 

Berichtsverfahren nach Absatz 2 Satz 1 zu treffen. 

§ 13 

– aufgehoben – 

§ 14 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1975 in Kraft.1) 

1) Die Vorschrift betrifft das Inkrafttreten des Gesetzes 
in der ursprünglichen Fassung vom 5. Juni 1974 (Nds. 
GVBl. S. 321).



Verordnung zur Durchführung des 
Niedersächsischen Bildungsur-
laubsgesetzes (DVO-NBildUG) 
vom 26. März 1991, zuletzt geändert durch Verordnung 
vom 17.04.1997 

Aufgrund des § 10 Abs. 2 Sätze 2 und 3 und des § 12 
Abs. 3 des Niedersächsischen Bildungsurlaubsgesetzes 
in der Fassung vom 25. Januar 1991 (Nds.GVBl. S. 29), 
zuletzt geändert durch § 21 des Gesetzes zur Förderung 
der Erwachsenenbildung vom 12. Dezember 1996 (Nds. 
GVBl. S. 488), wird verordnet: 

§ 1 

(1) Anträge auf Anerkennung von Bildungsveranstal-
tungen nach § 10 NBildUG sollen spätestens drei Monate 
vor Beginn der Veranstaltung bei der Anerkennungsbe-
hörde gestellt werden. 

(2) Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen können die 
Anerkennung von Bildungsveranstaltungennur bean-
tragen, wenn diese außerhalb Niedersachsens stattfin-
den, die Träger dieser Veranstaltungen nicht ihren Sitz 
in Niedersachsen haben und sie selbst die Anerkennung 
nicht beantragt haben. 

§ 2 

(1) Bildungsveranstaltungen können unter folgenden 
Voraussetzungen anerkannt werden: 

1.	 gleich bleibender Teilnehmerkreis mit in der Regel 
höchstens 50 Personen, 

2.	 einheitliche Leitung, 

3.	 einheitliches Thema, 

4.	 Mindestarbeitsumfang von in der Regel acht Unter-
richtsstunden täglich, je vier Unterrichtsstunden am 
An- und Abreisetag. 

Bildungsveranstaltungen, die für Teilzeitbeschäftigte 
ausgeschrieben sind, deren Arbeitszeit die Hälfte oder 
weniger als die Hälfte der Arbeitszeit entsprechend voll 
beschäftigter Arbeitnehmer oder Arbeitnehmerinnen 
beträgt, können auch mit einem Mindestarbeitsumfang 
von vier Unterrichtsstunden täglich anerkannt werden. 

(2) Die Anerkennung wird grundsätzlich für die bean-
tragte Veranstaltung ausgesprochen. Auf Antrag kann 
die Anerkennung Wiederholungsveranstaltungen einbe-
ziehen, die bis zum Ablauf des übernächsten Kalender-
jahres durchgeführt werden. 

§ 3 

Bei einer Studienreise im Sinne von § 11 Abs. 5 NBildUG 
kann Bildungsarbeit bei beiden dort genannten Institu-
tionen und bei unterschiedlichen Stellen durchgeführt 
werden. 

§ 4 

Die Träger der anerkannten Bildungsveranstaltungen 
haben bis spätestens zum 31. März des der Veranstaltung 
folgenden Kalenderjahres der Anerkennungsbehörde 
Auskunft über Gegenstand, Verlauf sowie Teilnehmer 
und Teilnehmerinnen der Veranstaltungen nach amtlich 
eingeführtem Muster zu geben. 

§ 5 1) 

(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1991 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung zur Durchführung 
des Niedersächsischen Freistellungsgesetzes vom 27. 
Oktober 1984 (Nds. GVBl. S. 247) außer Kraft. 

1) Die Vorschrift betrifft das Inkrafttreten der Verordnung 
in der ursprünglichen Fassung vom 26. März 1991.
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Richtlinie zur Durchführung des 
Anerkennungs- und Berichtsver-
fahrens nach dem Niedersäch-
sischen Bildungsurlaubsgesetz 
(NBildUG) 
RdErl. d. MWK v. 23.04.1997 – 32-53500-20 – 
– VORIS 22450 02 00 00 004 – 

Bezug: RdErl. v. 18.02.1991 (Nds. MBl. S. 412), geändert 
durch RdErl. v. 10.12. 1992(Nds. MBl. S. 1754) – VORIS 
22450 02 00 00 002 – 

Zur Durchführung des Anerkennungs- und Berichtsver-
fahrens nach dem NBildUG in der Fassung vom 25.01.1991 
(Nds. GVBl. S. 29), zuletzt geändert durch § 21 des 
Gesetzes vom 12.12.1996 (Nds. GVBl. S. 488), bestimme 
ich Folgendes: 

1. Allgemeines 

1.1 Ein Anspruch auf Bildungsurlaub besteht nur für 
anerkannte Veranstaltungen. Zuständige Stelle für die 
Anerkennung ist nach dem Beschluss der LReg. vom 
10.12.1996 der Niedersächsische Bund für freie Erwach-
senenbildung e. V. – Verwaltungsstelle – (im Folgenden: 
Verwaltungsstelle). 

1.2.1 Die Veranstaltung muss öffentlich angekündigt 
werden (z. B. in der Presse und an sonstigen dafür geeig-
neten Stellen). Die Ankündigung kann auf den regionalen 
Arbeitsbereich des Veranstalters beschränkt werden. 
Das Programm muss einem unbestimmten Personen-
kreis zugänglich sein (z. B. durch Auslage oder Versand). 

1.2.2 Die Veranstaltung muss so rechtzeitig angekündigt 
werden, dass Interessierte den Bildungsurlaubsanspruch 
gegenüber ihrer Arbeitgeberin oder ihrem Arbeitgeber 
fristgerecht geltend machen können (§ 8 Abs. 1 NBildUG). 

1.3.1 Die Zulassung der Teilnehmenden hat grundsätz-
lich nach der zeitlichen Reihenfolge der Anmeldungen 
zu erfolgen. 

1.3.2 Der Veranstalter hat den Teilnehmenden rechtzei-
tig eine Anmeldebestätigung zur Vorlage bei der Arbeit-
geberin oder dem Arbeitgeber zuzuleiten. Diese muss 

1. 	 Name und Anschrift des Veranstalters, 

2. 	Thema, Termin und Ort der Bildungsveranstaltung, 

3.	 Datum und Aktenzeichen des Anerkennungsbeschei-
des der Verwaltungsstelle sowie 

4.	 Name und Anschrift der/des zu dieser Bildungsveran-
staltung zugelassenen Arbeitnehmerin oder Arbeit-
nehmers enthalten.  

1.3.3 Bei Veranstaltungen, die für Teilzeitbeschäftigte 
oder Beschäftigte in Werkstätten für Behinderte ausge-

schrieben sind, ist in der Anmeldebestätigung der Hin-
weis aufzunehmen, dass die Veranstaltung nur für diesen 
Personenkreis anerkannt ist. 

1.4 Eine Ausnahme vom Offenheitserfordernis ist nur 
zulässig, wenn dies aus besonderen Gründen geboten 
ist. Solche Gründe liegen insbesondere dann vor, wenn 
für die Teilnahme an der Veranstaltung vergleichbare 
Bildungs- oder Erfahrungsvoraussetzungen erforderlich 
sind. Die Zugehörigkeit zu Parteien, politischen Vereini-
gungen, Bürgerinitiativen, Gewerkschaften, Religions-
gemeinschaften, Arbeitgeberverbänden oder ähnlichen 
Vereinigungen ist kein besonderer Grund in diesem Sinne. 

1.5 Der Veranstalter hat nach Abschluss der Veranstaltung 
die Teilnahme nach dem Muster der Anlage 5 (Formblatt 
„T“) zu bestätigen. 

2. Anerkennung einer Bildungsveran-
staltung auf Antrag des Trägers 

2.1.1 Träger, die erstmals die Anerkennung einer Veranstal-
tung beantragen, haben den Nachweis ihrer Leistungs-
fähigkeit nach dem Muster der Anlage 1 (Formblatt „V“) 
zu führen. Entsprechendes gilt für Änderungsanzeigen. 

2.1.2 Für Träger von Veranstaltungen, deren Einrichtungen 
nach dem Erwachsenen- oder Jugendbildungsrecht eines 
Landes der Bundesrepublik Deutschland anerkannt sind 
oder gefördert werden, sowie für die Bundeszentrale oder 
die Landeszentralen für politische Bildung findet Nr. 2.1.1 
keine Anwendung. 

2.1.3 Träger von Bildungsveranstaltungen, die weder juri-
stische Personen des öffentlichen Rechts noch gemein-
nützig i. S. des Steuerrechts sind, haben zugleich mit dem 
Erstantrag zusätzliche Angaben über mindestens vier 
exemplarische Bildungsveranstaltungen aus den letzten 
beiden Jahren zu machen, die sie in eigener pädago-
gischer Verantwortung durchgeführt haben. 

2.2.1 Die Anerkennung einer Veranstaltung soll spätestens 
drei Monate vor Beginn nach dem Muster der Anlage 
2 (Formblatt „A“) bei der Verwaltungsstelle beantragt 
werden. Bei Veranstaltungen, die aus aktuellem Anlass 
angeboten werden, soll der Antrag möglichst zwei Monate 
vor Beginn gestellt werden. 

2.2.2 Treten nach der Anerkennung einer Veranstal-
tung hinsichtlich der Lernziele, der Inhalte, der täglichen 
Arbeitszeiten oder sonstige, die Anerkennung berührende 
Änderungen gegenüber den Angaben im Antrag ein, so 
ist dies der Verwaltungsstelle unverzüglich anzuzeigen. 

2.3 Parallel- und Wiederholungsveranstaltungen nach § 2 
Abs. 2 DVO-NBildUG müssen hinsichtlich des Programms 
und des zeitlichen Ablaufs mit der anerkannten Veran-
staltung übereinstimmen. Nr. 2.2.2 gilt entsprechend. 
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3. Anerkennung einer Bildungsveran-
staltung auf Antrag einer Arbeitneh-

merin oder eines Arbeitnehmers 

Eine Arbeitnehmerin oder ein Arbeitnehmer kann die 
Anerkennung einer Veranstaltung nur beantragen, wenn 

1.	 die Veranstaltung außerhalb Niedersachsens statt-
findet, 

2.	 der Träger seinen Sitz nicht in Niedersachsen hat und 

3.	 der Träger die Anerkennung nicht selbst beantragt. 
Die Anerkennung soll spätestens zwei Monate vor 
Beginn der Veranstaltung nach dem Muster der Anlage 
3 (Formblatt „E“) bei der Verwaltungsstelle beantragt 
werden. 

4. Berichtspflicht 

4.1 Die Träger haben bis spätestens zum 31. März des der 
Veranstaltung folgenden Kalenderjahres über jede aner-
kannte Veranstaltung einschließlich der im laufenden 

Kalenderjahr durchgeführten Wiederholungsveranstal-
tungen nach dem Muster der Anlage 4 (Formblatt „B“) 
Auskunft zu erteilen. Die Berichte können auch durch 
Datenträger übermittelt werden. Nicht durchgeführte 
und solche Veranstaltungen, für die keine Teilnehmenden 
Bildungsurlaub in Anspruch genommen haben, sind mit-
zuteilen. 

4.2 Kommt ein Träger der Berichtspflicht nicht nach, so 
kann die Verwaltungsstelle künftige Anträge dieses Trä-
gers ablehnen. 

5. Schlussbestimmung 

5.1 Dieser RdErl. tritt am 01.05.1997 in Kraft. 

5.2 Gleichzeitig wird der Bezugserlass aufgehoben. 

Anerkennungsstelle für Bildungsurlaub 

Niedersächsische Agentur für  
Erwachsenen- und Weiterbildung  
Bödekerstr. 18 
30161 Hannover 

Tel.: 0511.300330-0  
Tel.: 0511.300330-32 (für Bildungsurlaub) 

Fax: 0511.300330-40 

info@aewb-nds.de  
www.aewb-nds.de
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